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An die  
Damen und Herren 
der Stadtverordnetenversammlung  
 
Kassel 

 
Geschäftsstelle: 
Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Rathaus, 34112 Kassel 
Auskunft erteilt: Frau Woelk 
Tel. 05 61/7 87-12 23 
Fax 05 61/7 87-21 82 
E-Mail: Heidi.Woelk@stadt-kassel.de 

 
Kassel, 15. März 2012 

 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur 10. öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung lade ich ein für 
 

Montag, 26. März 2012, 16:00 Uhr, 
Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel. 

 
 
Tagesordnung I 
 
1. Mitteilungen 
 
2. Vorschläge der Ortsbeiräte 
 
3. Fragestunde 
 
4. Wahl sachkundiger Einwohnerinnen und Einwohner für die Schul- und 

Bildungskommission 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in: Oberbürgermeister Bertram Hilgen 
- 101.17.391 - *) 

 
5. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI – NO - 43 Dauerkleingartenanlage 

„Schöne Aussicht“ 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr: N.N. 
- 101.17.339 - *) 

 
6. Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 

"Ortelsburger Straße“ 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr: N.N. 
- 101.17.362 - *) 

 
7. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 "Ortelsburger Straße" - ehemalige 

Landesfeuerwehrschule - 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr: N.N. 
- 101.17.363 - *) 
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8. Bebauung Henschelgarten 

Bürgereingabe nach § 20a der GO der Stadtverordnetenversammlung 
Berichterstatter/in des Eingabeausschusses: Stadtverordneter Volker Zeidler 
- 101.17.231 -  

 
9. Änderung der Straßenbeitragssatzung 

Antrag der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Dr. Norbert Wett 
- 101.17.310 -  

 
10. Verkehrskonzept Kasseler Osten 

Antrag der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr: N.N. 
- 101.17.324 - *) 

 
11. Verkehrskonzept für den Kasseler Osten 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und B90/Grüne 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr: N.N. 
- 101.17.382 - *) 

 
12. Beteiligung an der Nassauischen Heimstätte 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 
Berichterstatter/in: Stadtverordnete Ellen Lappöhn 
- 101.17.326 -  

 
13. Projekt zum Einstieg in die Rüstungskonversion zulassen 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Norbert Domes 
- 101.17.377 -  

 
14. Gute Löhne im öffentlichen Dienst - gute Löhne im Kasseler Rathaus 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Simon Aulepp 
- 101.17.379 -  

 
15. Neubau des Brüder-Grimm-Museums stoppen 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr: N.N. und 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Kultur: N.N. 
- 101.17.380 - *) 

 
16. Bürgerbefragung zur Bebauung "Langes Feld" 

Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Häfner, FWG, und Dr. Hoppe, parteilos 
Berichterstatter/in: Stadtverordneter Bernd W. Häfner 
- 101.17.386 -  

 
 
Tagesordnung II (ohne Aussprache) 
 
17. Schulentwicklung in Kassel Stadt und im Landkreis Kassel 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und B90/Grüne 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung: 
Stadtverordnete Bergmann 
- 101.17.347 -  
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18. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/2 "Heiligenröder Straße/Osterholzstraße" 
(Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr: N.N. 
- 101.17.361 - *) 

 
19. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/71 "Am Kranichholz" 

(Offenlegungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr: N.N. 
- 101.17.364 - *) 

 
20. Vorstellung der Theaterfinanzierung und Möglichkeiten der Einnahmeverbesserung 

Antrag der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Kultur: N.N. 
- 101.17.366 - *) 

 
21. Einrichtung einer "Kassel-Galerie" für regionale Künstlerinnen und Künstler 

Antrag der CDU-Fraktion 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Kultur: N.N. 
- 101.17.367 - *) 

 
22. Hessencampus 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und B90/Grüne 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Schule, Jugend und Bildung: 
Stadtverordnete Köpp 
- 101.17.371 -  

 
23. Satzung zur Änderung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen im 

Gebiet der Stadt Kassel (Straßenreinigungs- und -gebührensatzung) vom 
16.12.1991 in der Fassung der Zwölften Änderung vom 04.10.2010 
(Dreizehnte Änderung) 
Vorlage des Magistrats 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen: 
Stadtverordneter Hartig und 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung: 
N.N. 
- 101.17.385 -  

 
24. Nahversorgung sichern, nicht-integrierte Standorte stoppen 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
Berichterstatter/in des Ausschusses für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr: N.N. 
- 101.17.387 - *) 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Petra Friedrich 
Stadtverordnetenvorsteherin 
 
 
 
*) Die Vorlage des Magistrats bzw. die Beschlussempfehlungen erhalten Sie als Tischvorlage in 
    der Sitzung am 26. März 2012. 



 

 (&) 
 
Kassel, 29. März 2012 

 
 

Niederschrift 
 

über die 10. öffentliche Sitzung 
der Stadtverordnetenversammlung am 

Montag, 26. März 2012, 16:00 Uhr 
im Sitzungssaal der Stadtverordneten, Rathaus, Kassel 

 
Anwesende:  Siehe Anwesenheitsliste 
 
Stadtverordnetenvorsteherin Friedrich eröffnet die mit der Einladung vom 15. März 2012 
ordnungsgemäß einberufene 10. öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, begrüßt 
die Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
Zur Tagesordnung 
 
Nachfolgende Tagesordnungspunkte werden abgesetzt: 
 
11. Verkehrskonzept für den Kasseler Osten 
 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und B90/Grüne 
 - 101.17.382 - 
Der Antrag wurde im Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr zurückgezogen. 
 
15. Neubau des Brüder-Grimm-Museums stoppen 
 Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
 - 101.17.380 - 
Der Antrag wurde im Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr und im Ausschuss für 
Kultur wegen Beratungsbedarf abgesetzt. 
 
20. Vorstellung der Theaterfinanzierung und Möglichkeiten der Einnahmeverbesserung 
 Antrag der CDU-Fraktion 
 - 101.17.366 - 
Der Antrag wurde nach Berichterstattung im Ausschuss für Kultur für erledigt erklärt. 
 
24. Nahversorgung sichern, nicht-integrierte Standorte stoppen 
 Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
 - 101.17.387 - 
Der Antrag wurde im Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr nicht behandelt. 
 
Stadtverordnetenvorsteherin Friedrich teilt mit, dass sie die Tagesordnungspunkte 
6. Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 
 „Ortelsburger Straße“ 
 Vorlage des Magistrats 
 - 101.17.362 - 
und 
7. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 „Ortelsburger Straße“ 
 – ehemalige Landesfeuerwehrschule – 
 (Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
 Vorlage des Magistrats 
 - 101.17.363 - 
gemeinsam zur Beratung aufrufen wird. 
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Anträge zur Änderung bzw. Erweiterung der Tagesordnung 
 
Stadtverordneter Leitschuh, CDU-Fraktion, zieht den Antrag der CDU-Fraktion unter 
Tagesordnungspunkt 
21. Einrichtung einer „Kassel-Galerie“ für regionale Künstlerinnen und Künstler 
 Antrag der CDU-Fraktion 
 - 101.17.367 - 
zurück. 
 
Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor. 
Stadtverordnetenvorsteherin Friedrich stellt die geänderte Tagesordnung fest. 
 

Tagesordnung I 
 
1. Mitteilungen 
 
Es liegen keine Mitteilungen vor. 
 
2. Vorschläge der Ortsbeiräte 
 
Es liegen keine Vorschläge der Ortsbeiräte vor. 
 
3. Fragestunde 
 
Die Frage Nr. 112 wurde von der CDU-Fraktion zurückgezogen. 
Die Fragen Nr. 113 bis 126 sind beantwortet. 
 
 

4. Wahl sachkundiger Einwohnerinnen und Einwohner für die Schul- und 
Bildungskommission 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.391 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wählt die nachstehend genannten Personen als 
sachkundige Einwohnerinnen und Einwohner in die Schul- und Bildungskommission: 

 
Vertreter/Vertreterinnen: Stellvertreter/ Stellvertreterinnen: 
  
Carola Hiedl   Helmut Ernst 
Wilhelmshöher Allee 329 Heinrich-Schütz-Allee 287 
34131 Kassel   34134 Kassel 
 
anstelle von 
Petra Groß 
 
(Behindertenbeirat) 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
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Beschluss 
 

Dem Antrag des Magistrats betr. Wahl sachkundiger Einwohnerinnen und 
Einwohner für die Schul- und Bildungskommission, 101.17.391, wird zugestimmt. 

 
 
 

5. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI – NO - 43 Dauerkleingartenanlage 
„Schöne Aussicht“ 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.339 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI – NO -43 Dauerkleingartenanlage „Schöne 
Aussicht“ und der Behandlung der Anregungen gemäß Ziffer Anlage 2 wird zugestimmt. 
Der Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI – NO – 43 Dauerkleingartenanlage „Schöne 
Aussicht“ wird nach § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen.“ 

 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI – NO - 43 
Dauerkleingartenanlage „Schöne Aussicht“ (Behandlung der Anregungen und 
Beschlussfassung als Satzung), 101.17.339, wird zugestimmt. 

 
Die Tagesordnungspunkte 6 und 7 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam zur 
Beratung aufgerufen und getrennt abgestimmt. 
 
 

6. Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 
"Ortelsburger Straße“ 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.362 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Abschluss des Städtebaulichen Vertrages nach § 11 Baugesetzbuch zum Baugebiet 
„Ortelsburger Straße/Sternbergstraße“ zwischen der GWH Wohnungs-gesellschaft mbH 
Hessen und der Stadt Kassel wird zugestimmt.“ 

 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke, Stadtverordneter Bayer 
den  
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Beschluss 
 

Dem Antrag des Magistrats betr. Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan der 
Stadt Kassel Nr. II/40 "Ortelsburger Straße“, 101.17.362, wird zugestimmt. 

 
 

7. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 "Ortelsburger Straße" - ehemalige 
Landesfeuerwehrschule - 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.363 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 „Ortelsburger Straße“, einschließlich der 
Behandlung der Anregungen gemäß Anlage 2 zu den Ziffern 1 und 9 sowie gemäß Anlage 
2a zu den Ziffern 1 und 6, wird zugestimmt. 
 
Der Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 „Ortelsburger Straße“ wird nach § 10 
Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen.“ 

 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: Kasseler Linke, Stadtverordneter Bayer 
den  

Beschluss 
 

Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 
"Ortelsburger Straße" - ehemalige Landesfeuerwehrschule - 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung), 101.17.363, 
wird zugestimmt. 

 
 

8. Bebauung Henschelgarten 
Bürgereingabe nach § 20a der GO der Stadtverordnetenversammlung 
- 101.17.231 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Henschelgarten soll nicht Museumspark mit Museumsneubauten werden. 
 
Stadtverordneter Dr. Schnell berichtet über den Verlauf und die Ergebnisse aus dem 
Eingabeausschuss. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke, Stadtverordneter Bayer 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne, CDU, FDP, Stadtverordnete Häfner und Dr. Hoppe 
Enthaltung: Stadtverordneter Petersen 
den  
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Beschluss 
 

Die Bürgereingabe nach § 20a der Geschäftsordnung der 
Stadtverordnetenversammlung betr. Bebauung Henschelgarten, 101.17.231, wird 
abgelehnt. 

 
 

9. Änderung der Straßenbeitragssatzung 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.17.310 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Die Satzung über die Erhebung von Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel wird wie folgt geändert:  
 
1. Ein neuer § „Beteiligung“ wird mit untenstehendem Wortlaut in die Satzung aufgenommen 
 

1. Die Beitragspflichtigen werden rechtzeitig, jedoch spätestens 1 Jahr vor Beginn der 
beitragspflichtigen Baumaßnahme, soweit die Gesamtkosten 25.000 € 
überschreiten, über deren Umfang und Art sowie über die für das Grundstück zu 
erwartende Höhe der anfallenden Kosten schriftlich sowie in einer 
Anwohnerversammlung informiert. Grundlage hierfür ist ein von der Verwaltung 
aufgestellter Planungsentwurf, der sich an den Grundsätzen der Zweckmäßigkeit 
und Sparsamkeit orientiert. 
 

2. In einem Zeitraum von 3 Monaten nach dieser Information ist den Beitragspflichtigen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, Einwände zu äußern und 
Änderungsvorschläge zu machen. Hierfür erhalten sie Berechtigung zur 
Einsichtnahme in die Planungsunterlagen. 
 

3. Zu den Stellungnahmen, Einwänden und Änderungsvorschlägen der 
Beitragspflichtigen haben die zuständigen Ämter Stellung zu nehmen und im Zuge 
der fachlichen Abwägung zu entscheiden, ob eine Berücksichtigung bei der 
weiteren Planung erfolgen kann. Die Planung ist ggf. entsprechend anzupassen. 
Über die Stellungnahmen der zuständigen Ämter sowie über das 

 
4. Ergebnis der Abwägung sind die Beitragspflichtigen spätestens 1 Monat nach 

Ablauf der Stellungnahme Frist nach Punkt 2 rechtzeitig schriftlich zu informieren. 
 

5. Zur Anhörung im zuständigen Ortsbeirat und zur Beschlussfassung in den 
städtischen Gremien sind neben den aktuellen Planungsunterlagen auch die 
Stellungnahmen, Einwände und Änderungsvorschläge der Beitragspflichtigen sowie 
die entsprechenden Stellungnahmen der Fachämter vorzulegen. 

 
Stadtverordneter Kieselbach beantragt die Überweisung des Antrages in den Ausschuss für 
Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen und in den Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration 
und Gleichstellung. 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
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Beschluss 
 

Dem Geschäftsordnungsantrag der CDU-Fraktion auf Überweisung in die 
Ausschüsse für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen und Recht, Sicherheit, 
Integration und Gleichstellung betr. Änderung der Straßenbeitragssatzung wird 
zugestimmt. 

 
 

10. Verkehrskonzept Kasseler Osten 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.17.324 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, eine großräumige Konzeption für die zukünftige 
Abwicklung des Verkehrs im Bereich Dresdener Str./ Platz der Deutschen Einheit/ B83 
vorzulegen. Dabei soll auch eine mögliche Straßenbahnanbindung von Waldau 
berücksichtigt werden. 

 
 
Stadtverordneter Kalb, CDU-Fraktion, begründet den geänderten Antrag. 
 

 Geänderter Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Der Magistrat wird aufgefordert, im Rahmen des Masterplanes Ost eine großräumige 
Konzeption für die zukünftige Abwicklung des Verkehrs im Bereich Dresdener Str./ Platz 
der Deutschen Einheit/ B83 vorzulegen. 
Dabei sollen berücksichtigt werden: 

 eine mögliche Straßenbahnanbindung von Waldau 

 die Führung des Schwerverkehrs aus dem Industriegebiet Kaufungen 

 eine Belastungsprognose für die Dresdener und Leipziger Straße 

 alternative Verkehrsführungen bei Umleitungen während der Bauarbeiten 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Dem geänderten Antrag der CDU-Fraktion betr. Verkehrskonzept Kasseler Osten, 
101.17.324, wird zugestimmt. 

 
 
 

11. Verkehrskonzept für den Kasseler Osten 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und B90/Grüne 
- 101.17.382 - 

 
Abgesetzt 
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12. Beteiligung an der Nassauischen Heimstätte 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne 
- 101.17.326 - 

 
Gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat der Stadt Kassel wird aufgefordert, auf die Hessische Landesregierung 
einzuwirken mit dem Ziel, die Beteiligung des Landes an der Nassauischen Heimstätte 
weder zu verringern noch ganz aufzugeben. Eine Landesregierung kann und darf sich nicht 
aus der sozialen Verantwortung stehlen, bezahlbaren Wohnraum für Mieterinnen und 
Mieter mit geringerem Einkommen zur Verfügung zu stellen. Auch im Hinblick auf den 
Entwicklungsbedarf der demographischen Veränderung unserer Gesellschaft würde die 
Stadt Kassel einen bisher verlässlichen Partner im Bezug auf Stadtteilentwicklung verlieren. 

 
Stadtverordnete Lappöhn, SPD-Fraktion, begründet den Antrag. Es schließt sich eine rege 
Diskussion an. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: SPD, B90/Grüne, CDU, Kasseler Linke, Stadtverordnete Bayer, Petersen, 
  Häfner und Dr. Hoppe 
Ablehnung: FDP 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne betr. Beteiligung 
an der Nassauischen Heimstätte, 101.17.326, wird zugestimmt. 

 
 
 

13. Projekt zum Einstieg in die Rüstungskonversion zulassen 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.377 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, das eingereichte Projekt zum Einstieg in die 
Rüstungskonversion im Programm der 1100 Jahrfeier der Stadt Kassel zuzulassen. 

 
 
Fraktionsvorsitzender Domes, Fraktion Kasseler Linke, begründet den Antrag. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke, Stadtverordnete Bayer, Petersen und Dr. Hoppe 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne, CDU, FDP, Stadtverordneter Häfner 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Projekt zum Einstieg in die 
Rüstungskonversion zulassen, 101.17.377, wird abgelehnt. 
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14. Gute Löhne im öffentlichen Dienst - gute Löhne im Kasseler Rathaus 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.379 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert in den anstehenden Tarifverhandlungen im öffentlichen 
Dienst auf die kommunalen Verhandlungsführer/innen einzuwirken, den Forderungen der 
Gewerkschaften im Öffentlichen Dienst weitestgehend entgegen zu kommen. 
Dabei soll der Magistrat deutlich machen, dass die Stadt Kassel trotz der schwierigen 
Finanzlage die Berechtigung der Forderung der Gewerkschaften im Öffentlichen Dienst 
anerkennt. Insbesondere die Stärkung der unteren Lohngruppen ist auch im kommunalen 
Interesse. 

 
Stadtverordneter Aulepp, Fraktion Kasseler Link, begründet den Antrag. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: Kasseler Linke, Stadtverordnete Bayer, Petersen und Dr. Hoppe 
Ablehnung: SPD, B90/Grüne, CDU, FDP, Stadtverordneter Häfner 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Der Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Gute Löhne im öffentlichen Dienst - 
gute Löhne im Kasseler Rathaus, 101.17.379, wird abgelehnt. 

 
 
 

15. Neubau des Brüder-Grimm-Museums stoppen 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.380 - 

 
Abgesetzt 
 
 
 

16. Bürgerbefragung zur Bebauung "Langes Feld" 
Gemeinsamer Antrag der Stadtverordneten Häfner, FWG, und Dr. Hoppe, parteilos 
- 101.17.386 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert eine Bürgerbefragung im Sinne eines „Ratsbegehrens“ 
zur Bebauung des „Langen Feldes“ durchzuführen. 

 
Stadtverordneter Häfner, Freie Wähler, begründet den gemeinsamen Antrag und beantragt die 
namentliche Abstimmung. 
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Abstimmungsliste 

 Ja Nein Enthaltung 

Dr. Rabani Alekuzei  X  

Simon Aulepp X   

Doğan Aydın  X  

Jörg-Peter Bayer X   

Dr. Maik Behschad  X  

Dieter Beig  X  

Anke Bergmann  X  

Jürgen Blutte  X  

Judith Boczkowski  X  

Kai Boeddinghaus X   

Barbara Bogdon  X  

Kaja Börner  X  

Wolfgang Decker, MdL  X  

Dirk Döhne  X  

Norbert Domes X   

Bernd-Peter Doose  X  

Heinz-Gunter Drubel  X  

Dr. Manuel Eichler  X  

Uwe Frankenberger, MdL  X  

Petra Friedrich  X  

Ruth Fürsch  X  

Renate Gaß Entschuldigt 

Christian Geselle  X  

Bernd Wolfgang Häfner X   

Dr. Rainer Hanemann  X  

Hermann Hartig  X  

Christine Hesse  X  

Dr. Bernd Hoppe X   

Dr. Martina van den Hövel-Hanemann  X  

Norbert Hornemann  X  

Gabriele Jakat  X  

Dr. Andreas Jürgens, MdL  X  

Dominique Kalb  X  

Esther Kalveram  X  

Wolfram Kieselbach  X  
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Christian Knauf  X  

Eva Koch  X  

Thomas Koch  X  

Dorothee Köpp  X  

Stefan Kortmann  X  

Eva Kühne-Hörmann Entschuldigt 

Ellen Lappöhn  X  

Marcus Leitschuh  X  

Georg Lewandowski  X  

Kerstin Linne Entschuldigt 

Anja Lipschik  X  

Boris Mijatovic  X  

Karin Müller, MdL  X  

Frank Oberbrunner  X  

Olaf Petersen X   

Heidemarie Reimann Entschuldigt 

Gernot Rönz  X  

Dr. Michael von Rüden Entschuldigt 

Wolfgang Rudolph  X  

Bodo Schild  X  

Joachim Schleißing  X  

Dr. Günther Schnell  X  

Karl Schöberl  X  

Jutta Schwalm  X  

Axel Selbert X   

Monika Sprafke  X  

Norbert Sprafke  X  

Waltraud Stähling-Dittmann  X  

Donald Strube  X  

Birgit Trinczek  X  

Harry Völler  X  

Helga Weber  X  

Dr. Jörg Westerburg  X  

Dr. Norbert Wett  X  

Sabine Wurst  X  

Volker Zeidler Entschuldigt 
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Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
8 Ja-Stimmen 
57 Nein-Stimmen 
0 Enthaltung 
den 

Beschluss 
 

Der gemeinsame Antrag der Stadtverordneten Häfner, Freie Wähler, und  
Dr. Hoppe, parteilos, betr. Bürgerbefragung zur Bebauung „Langes Feld“, 
101.17.386, wird abgelehnt. 

 
Tagesordnung II (ohne Aussprache) 
 
 

17. Schulentwicklung in Kassel Stadt und im Landkreis Kassel 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und B90/Grüne 
- 101.17.347 - 

 
Gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat der Stadt Kassel wird aufgefordert, die Veränderungen der Schülerzahlen 
in der Stadt Kassel und im Landkreis zusammen mit dem Landkreis in einem 
abgestimmten Diskussionsprozess darzustellen und zu bewerten. Hier sollen die 
Fachgremien/Ausschüsse des Landkreises und der Stadt Kassel als Schulträger 
gemeinsam tagen. 
 
Das Staatliche Schulamt und die entsprechenden Schulen sind dazu einzuladen. 
 
Berücksichtigt werden sollen die Entwicklungen in den Sek.I-, Sek.II- und Förder- sowie 
Berufsschulen. 

 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne betr. 
Schulentwicklung in Kassel Stadt und im Landkreis Kassel, 101.17.347, wird 
zugestimmt. 

 
 
 

18. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/2 "Heiligenröder Straße/Osterholzstraße" 
(Aufstellungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.361 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für den Geltungsbereich zwischen Heiligenröder Straße, Niestetalweg, Osterholz-straße 
und Steinbreite soll ein neuer Bebauungsplan aufgestellt werden. Zielsetzung der 
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Neuaufstellung ist die Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung für ein 
Gewerbegebiet und ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Baumarkt.“ 

 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/2 
"Heiligenröder Straße/Osterholzstraße" 
(Aufstellungsbeschluss), 101.17.361, wird zugestimmt. 

 
 
 

19. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/71 "Am Kranichholz" 
(Offenlegungsbeschluss) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.364 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Entwurf des Bebauungsplanes der Stadt Kassel Nr. VIII/71 ‚Am Kranichholz‘ wird 
zugestimmt. 
 
Der Geltungsbereich wird begrenzt im Osten durch die Straße ‚Am Kranichholz‘, im Norden 
durch die nördliche Grenze des Grundstückes am Kranichholz 12, im Süden durch das 
Wegeflurstück Gemarkung Niederzwehren, Flur 23, Flurstück 63, und im Westen durch eine 
gedachte Linie im Abstand von 55 m zur Straße ‚Am Kranichholz‘ hinter den Grundstücken 
Am Kranichholz 14 bis 26 und der westlichen Grenze der Grundstücke Am Kranichholz von 
Flurstück 48 bis Flurstück 45/1. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die Festsetzung einer Wohnbebauung westlich der Straße 
„Am Kranichholz“ in einer Bautiefe.“ 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Dem Antrag des Magistrats betr. Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/71 "Am 
Kranichholz" (Offenlegungsbeschluss), 101.17.364, wird zugestimmt. 

 
 
 

20. Vorstellung der Theaterfinanzierung und Möglichkeiten der Einnahmeverbesserung 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.17.366 - 

 
Abgesetzt (Antrag wurde im Ausschuss erledigt.) 
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21. Einrichtung einer "Kassel-Galerie" für regionale Künstlerinnen und Künstler 
Antrag der CDU-Fraktion 
- 101.17.367 - 

 
Der Antrag wurde von der Antrag stellenden Fraktion zurückgezogen. 
 
 
 

22. Hessencampus 
Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und B90/Grüne 
- 101.17.371 - 

 
Gemeinsamer Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, über den aktuellen Stand des Hessencampus sowie über 
die weitere Beteiligung der Stadt Kassel nach Ablauf der Finanzierung Ende 2012 durch 
das Land Hessen im Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung zu berichten. 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den  

Beschluss 
 

Dem gemeinsamen Antrag der Fraktionen der SPD und B90/Grüne betr. 
Hessencampus, 101.17.371, wird zugestimmt. 

 
 
 

23. Satzung zur Änderung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen im 
Gebiet der Stadt Kassel (Straßenreinigungs- und -gebührensatzung) vom 16.12.1991 
in der Fassung der Zwölften Änderung vom 04.10.2010 (Dreizehnte Änderung) 
Vorlage des Magistrats 
- 101.17.385 - 

 
Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Reinigung der öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel (Straßenreinigungs- und 
-gebührensatzung) vom 16.12.1991 in der Fassung der Zwölften Änderung vom 04.10.2010 
(Dreizehnte Änderung) in der aus der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung fasst bei 
Zustimmung: einstimmig 
Ablehnung: -- 
Enthaltung: -- 
den 
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Beschluss 
 

Dem Antrag des Magistrats betr. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Reinigung der öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel (Straßenreinigungs- 
und -gebührensatzung) vom 16.12.1991 in der Fassung der Zwölften Änderung vom 
04.10.2010 (Dreizehnte Änderung), 101.17.385, wird zugestimmt. 

 
 
 

24. Nahversorgung sichern, nicht-integrierte Standorte stoppen 
Antrag der Fraktion Kasseler Linke 
- 101.17.387 - 

 
 
Abgesetzt 
 
 
 
 
 
 
Ende der Sitzung: 20:15 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
Petra Friedrich Nicole Schmidt 
Stadtverordnetenvorsteherin Schriftführerin
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(&) 
 

Vorlage Nr. 101.17.391  Kassel, 7. März 2012 
 
 
 
Wahl sachkundiger Einwohnerinnen und Einwohner für die Schul- und Bildungskommission 
 
 
Berichterstatter/-in: Oberbürgermeister Bertram Hilgen 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wählt die nachstehend genannten Personen als sachkundige 
Einwohnerinnen und Einwohner in die Schul- und Bildungskommission: 

 
 

Vertreter/Vertreterinnen: Stellvertreter/ Stellvertreterinnen: 
  
Carola Hiedl Helmut Ernst 
Wilhelmshöher Allee 329 Heinrich-Schütz-Allee 287 
34131 Kassel 34134 Kassel 
 
 
anstelle von 
Petra Groß 
 
(Behindertenbeirat) 

 
 
Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung am 26. März 2012 beschlossen. 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



 

-VI-/-67- 
Az. 
 

(&) 
 

Vorlage Nr. 101.17.339  Kassel, 1. Februar 2012 
 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI – NO - 43 Dauerkleingartenanlage „Schöne Aussicht“ 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Christof Nolda 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI – NO -43 Dauerkleingartenanlage „Schöne 
Aussicht“ und der Behandlung der Anregungen gemäß Ziffer Anlage 2 wird zugestimmt. 
Der Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI – NO – 43 Dauerkleingartenanlage „Schöne 
Aussicht“ wird nach § 10 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen.“ 

 
 

Begründung: 
 
Dem Ortsbeirat Wolfsanger / Hasenhecke wurde die Vorlage zu seiner Sitzung am 08. Februar 2011 
zur Anhörung vorgelegt. 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 11. August 2011 
und 16. Januar 2012 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung und Zusammenfassende Erklärung (Anlage 1), die Behandlung der Anregungen 
(Anlage 2), die Begründung (Anlage 3) und eine unmaßstäbliche Verkleinerung des 
Bebauungsplanentwurfs mit Festsetzungen durch Text (Anlage 4) sind beigefügt. 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



           Anlage 1 
Dezernat –VI 
Umwelt- und Gartenamt       
 
 
 
 
 
Erläuterung und Zusammenfassende Erklärung zum Satzungsbeschluss für 
den Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VI-NO-43 Dauerkleingartenanlage 
„Schöne Aussicht“ 
 
 
Da für die seit mehreren Jahrzehnten bestehende Kleingartenanlage Schöne 
Aussicht noch kein Bebauungsplan existiert, hat die Stadtverordnetenversammlung 
am 23.11.1992 beschlossen, für diese Anlage den notwendigen Bebauungsplan 
aufzustellen. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Bürger, fand in der Zeit vom 18.03. bis zum 
29.03.1996 statt. 
 
Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der Ämter fand vom 14.06.2000 
bis zum 14.07.2000 statt. 
 
Die Offenlage wurde im Frühjahr 2010 durchgeführt. 
 
Die Behandlung der Anregungen und Änderungen des Bebauungsplanes sind der 
Anlage 2 zu entnehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



          Anlage 2 
 
 
 

 
 
 
 
 

Bebauungsplan der Stadt Kassel 
 

Nr. 6/NO 43 „Dauerkleingartenanlage Schöne Aussicht“ 
 
 
 

Stellungnahmen zur Offenlage/ 
Abwägungsvorschlag und Beschlussvorlage 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Aufgestellt: 18.11.2010 
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A. Stellungnahmen der Behörden 
 
 
Ziffer 1 Städtische Werke Aktiengesellschaft 
Schreiben vom 22.03.2010 
Die Städtische Werke AG hat keine Einwände gegen den o.g. Bebauungsplan. 
 
Wir möchten jedoch den Punkt 4.1 „Erschließung“ bezüglich der 
Trinkwasserversorgung noch etwas ergänzen und somit eindeutiger darstellen. 
 
Die Gartenanlage ist an das öffentliche Wasserversorgungsnetz der Städtischen 
Werke AG angeschlossen. Die Übergabe und Messung der Wassermengen 
erfolgt in einem Schacht in der nordwestlichen Ecke der Gartenanlage. Die 
Verteilung des Trinkwassers innerhalb der Gartenanlage erfolgt über ein privates 
Verteilnetz. An dieses private Verteilnetz sind die einzelnen Parzellen der 
Gartenanlage angeschlossen. 
 
Abwägungsvorschlag zu Ziffer 1: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
 
Beschlussentwurf: 
entfällt 
 
 
Ziffer 2 Regierungspräsidium Kassel  
Schreiben vom 19.03.2010 
Vom Dezernat Bergaufsicht zu vertretende öffentlich-rechtliche Belange des 
Bergbaus stehen den Planungen nicht entgegen. 
 
Der Bereich wird von einem Bergwerksfeld der E.ON Bergbau GmbH, 34577 
Borken, überdeckt. Es wird empfohlen, die E.ON zu den Planungen zu hören.  
 
In dem Geltungsbereich ist Tiefbau aus den Anfängen des Braunkohlebergbaus 
umgegangen. 
 
Abwägungsvorschlag zu Ziffer 2: 
Der Hinweis wird befolgt und E.ON beteiligt. 
 
Beschlussentwurf: 
entfällt. 
 
 
Ziffer 3 Landkreis Kassel – Der Kreisausschuss-  
Schreiben vom 01.04.2010 
Gegen den vorgelegten Bebauungsplanentwurf, der eine Legalisierung der 
bestehenden Kleingartenanlage sowie eine geringfügige Erweiterung nach 
Nordwesten vorsieht, bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 
 
Wir weisen jedoch darauf hin, dass westlich des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes Nr. 6/NO 43 und nördlich der bestehenden 
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Friedhofsentwicklungsfläche eine unwirtschaftliche Restfläche verbleibt, die 
aufgrund der Größe (ca. 0,25 ha) nicht mehr sinnvoll ackerbaulich zu nutzen ist. 
 
Abwägungsvorschlag zu Ziffer 3: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussentwurf: 
entfällt 
 
 
Ziffer 4 Der Gemeindevorstand der Gemeinde Fuldatal 
Schreiben vom 06.04.2010 
Grundsätzlich bestehen seitens der Gemeinde Fuldatal keine Bedenken bei der 
Legalisierung der Dauerkleingartenanlage. 
 
Wir weisen allerdings vorsorglich darauf hin, dass eine rückwärtige (nördliche) 
Erschließung über den Weg „Auf dem Gelinge“, Flur 16, Flurstück 30/2 nur 
bedingt gegeben ist. Der Weg ist ausschließlich für den landwirtschaftlichen und 
forstwirtschaftlichen Verkehr freigegeben und befahrbar. Für alle anderen 
Fahrzeuge gilt generelles Fahrverbot. Es handelt sich bei der Zuwegung um 
einen Feldweg für den die gemeindliche Feldwegesatzung in der jeweils gültigen 
Fassung zu beachten ist. Diese besagt, dass verursachte Verunreinigungen ohne 
spezielle Aufforderung unverzüglich zu beseitigen sind und die verursachten 
Schäden an dem Weg unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen sind. Es ist nicht 
beabsichtigt, diesen Feldweg auszubauen. 
 
Abwägungsvorschlag zu Ziffer 4: 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Beschlussentwurf: 
entfällt 
 
 
Ziffer 5 Stadt Kassel/ Untere Wasserbehörde 
Schreiben vom 14.04.2010 
1. Die Problematik der Untergrundverunreinigung durch die Installation von 

Spültoiletten, Duschen, Waschmaschinen usw. wurde berücksichtigt. Wir 
bitten jedoch darum, eine Regelung hinsichtlich der Installation von 
Schwimmbecken aufzunehmen (wie bereits in bestehenden Bebauungsplänen 
erfolgt). Festsetzungsempfehlung: Das Aufstellen von fest installierten 
Schwimmbecken ist verboten. 

2. Es darf kein schädlich verunreinigtes Wasser in den Untergrund 
gelangen/eingeleitet werden.  

3. Weiterhin ist in Nr. 4.1. „Heutige Situation“ noch von einer Entsorgung der 
Vereinshaustoiletten durch eine Sickergrube die Rede. Eine Versickerung 
erfolgt nicht, die korrekte Bezeichnung lautet „abflusslose Sammelgrube“. Die 
Formulierung sollte entsprechend geändert werden. 

 
 

Abwägungsvorschlag zu Ziffer 5: 
Die Anregungen werden in den Text eingearbeitet. 
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Beschlussentwurf: 
Den Anregungen zu Ziffer 5 wird gefolgt. 

 
 
Ziffer 6 Stadt Kassel/ Untere Naturschutzbehörde 
Schreiben vom 14.04.2010 

1. Die Mindestgröße pro Gartenparzelle (textliche Festsetzung Ziffer 2(2) sollte 
unseres Erachtens entsprechend dem tatsächlichen Bestand zur Erhaltung 
der vorhandenen Struktur auf 250m² festgesetzt werden. Der zweite Satz 
dieser Festsetzung ist dann entbehrlich. 

2. Unter Ziffer 3(11) der textlichen Festsetzungen ist als äußere Einfriedung (mit 
Ausnahme der östlichen Seite) eine Laubgehölzhecke vorgesehen. Dies ist 
jedoch wegen des vorhandenen Grabens entlang des Linderweges nicht 
möglich. Deshalb soll alternativ dazu auch an der Südseite eine Berankung 
der vorhandenen Zaunanlage erfolgen. 

3. In Kapitel 7.6. der Begründung wird die Eingriffs-/Ausgleichsregelung nach 
BNatschG abgehandelt. Diese Betrachtung kommt zu dem Ergebnis, dass die 
bestehenden Gärten ohne weitere Ausgleichsmaßnahmen legalisiert werden 
können. Dieser Einschätzung können wir, vor allem aus Gründen der 
Praktikabilität, im Grundsatz für den Status quo folgen. Um jedoch den 
Ausgleich abzusichern, sind über die bislang vorgesehenen Festsetzungen 
hinaus weitere erforderlich. Zudem werden durch den Bebauungsplan über 
den zu legalisierenden Bestand hinaus Eingriffe ermöglicht, die jedoch nicht 
dezidiert beschrieben und bewertet werden. Als Ausgleich ist bislang pro 
Parzelle lediglich die Pflanzung eines Obstbaumes vorgesehen. Eine 
Laubgehölzhecke als Außeneinfriedung ist in weiten Teilen nicht möglich. Aus 
diesem Grund halten wir eine weitergehende Festsetzung für erforderlich. In 
diesem Sinne schlagen wir folgende Festsetzungsformulierung 3(14) vor: Pro 
Parzelle sind mindestens drei Obstbäume (Hoch- oder Halbstamm) zu 
erhalten bzw. neu zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und nach Abgängigkeit zu 
ersetzen. Diese Festsetzung gewährleistet zum einen den tatsächlichen Erhalt 
der alten Obstbäume und stellt – neben den bereits festgesetzten 
Maßnahmen- den notwendigen Ausgleich für alle Parzellen gleichermaßen 
sichern. 

 
Abwägungsvorschlag zu Ziffer 6 
Zu 1. Der zweite Satz wird gestrichen. 
Zu 2. Der Text wird dahingehend geändert, dass statt einer Laubgehölzhecke 
alternativ auch eine Berankung der Zäune möglich ist. 
Zu 3. Um den Ausgleich sicher zu stellen, wird die gewünschte Festsetzung 
übernommen. 
 
Beschlussentwurf: 
Den Anregungen zu Ziffer 6 wird gefolgt. 
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B. Stellungnahmen von Vereinen/Verbänden und Bürgerinnen/Bürgern 
 
Ziffer 1 Stellungnahme Stadt Kassel/Liegenschaftsamt 

1. -23- hat mehrfach darum gebeten, die Zuwegung vom Vereinsheim vom 
„Grenzweg“ her bis zur Grenze zum Flurstück 14/1 (Arrondierung der 
Dauerkleingartenanlage) in den Geltungsbereich des B-Planes 
einzubeziehen. (Festsetzung Private Grünfläche/Dauerkleingärten) und 
diese Fläche gleichzeitig mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
zugunsten der Allgemeinheit festzusetzen. Die Einbeziehung dieses 
Weges ist in der Plandarstellung jedoch nur bis zum Vereinsheim erfolgt. 
Ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Allgemeinheit wurde 
nicht festgesetzt. Die Einbeziehung auch der in süd-östlicher Richtung 
verlaufenden Restfläche des Weges (hier Grasweg) ist zur Vermeidung 
von nicht nutzbaren Restflächen erforderlich; die gleichzeitige Festsetzung 
des Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes zugunsten der Allgemeinheit ist nötig 
zur Erreichbarkeit der süd-westlich an den Weg angrenzenden 
Grünflächen (Flurstück 14/1). Wir bitten um entsprechende Änderung 

2. In der Begründung, Punkt 3.5. „Altablagerungen“, ist der Verdacht auf 
Bombenblindgänger aufgeführt. Eine Untersuchung des 
Bombenblindgängerverdachtpunktes durch eine Fachfirma in Abstimmung 
mit dem Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen hat bereits in 2000 
stattgefunden. Der Verdacht konnte ausgeräumt werden. -67- war dies 
seinerzeit auch mitgeteilt worden. Die Begründung sollte in diesem Punkt 
ergänzt bzw. geändert werden. 

 
Abwägungsvorschlag zu Ziffer 1 
Zu 1: Da die Stadt Kassel Grundstückseigentümer ist, wird es als nicht zielführend 
angesehen, den Weg als „Private Grünfläche/Dauerkleingärten festzusetzen“, um ihn 
anschließend mit einem Geh-, Fahr-, und Leitungsrecht zu belegen. Ziel ist ja, den 
Weg, der auch vom angrenzenden Landwirt als Zufahrt genutzt wird, der 
Allgemeinheit zugänglich zu erhalten. Daher wird der komplette Weg aus der 
Dauerkleingartenanlage herausgenommen, um Spaziergängern und weiteren 
Nutzern des Feldweges einen jederzeitigen Zugang zu ermöglichen.  
Zu 2: Die Begründung wird entsprechend geändert. 
 
Beschlussentwurf: 
Den Anregungen zu Ziffer 1 wird teilweise gefolgt. 



           Anlage 3 
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1. Anlass 
 
Für die im Flächennutzungsplan des Zweckverbandes Raum Kassel (Kassel 2007) 
dargestellte Dauerkleingartenanlage „Schöne Aussicht“ fehlt die Sicherung durch 
einen rechtsverbindlichen Bebauungsplan. Bereits im Jahre 1983 wurden 32 Dauer-
kleingartenanlagen durch einfache Bebauungspläne gesichert. 
 
Die Aufstellung eines Bebauungsplanes für die Dauerkleingartenanlage „Schöne 
Aussicht“ wurde seinerzeit wegen der „Entwicklungsplanung Wolfsanger-Nord“ zu-
rückgestellt. In diesem Zusammenhang stand die Sicherung der bestehenden Dau-
erkleingartenanlage außer Frage, jedoch waren die östlich gelegenen Weideflächen 
zunächst für den Bau der Bezirkssportanlage Nord/Nordost vorgesehen. Hierdurch 
konnte die Erweiterung bzw. Planung einer neuen Kleingartenanlage, insbesondere 
als Ersatz für den im Zuge der Erweiterung der Städtischen Kliniken aufgelösten 
Kleingartenverein „Belvedere“ zunächst nicht weiter verfolgt werden. 
 
Der Aufstellungsbeschluss für die Dauerkleingartenanlage wurde von den Stadtver-
ordneten der Stadt Kassel am 23.11.1992 gefasst und am 18.12.1992 in der regiona-
len Tagespresse „Hessisch Niedersächsische Allgemeine“ bekannt gegeben. 
 
Die Fläche gilt als Außenbereich im Sinne des § 35 BauGB. Auf Grund eines fehlen-
den Bebauungsplanes sind die vorhanden Anlagen illegal. 
 

2. Lage und räumlicher Geltungsbereich 
 
Die Dauerkleingartenanlage „Schöne Aussicht“ liegt an der nördlichen Grenze des 
Kasseler Stadtgebietes im Stadtteil Wolfsanger. 
 
Im Norden und Osten schließen sich landwirtschaftliche Nutzflächen an, im Süden 
und Westen grenzt die Anlage an den Nordfriedhof und dessen Kompostplatz. Er-
schlossen wird sie durch den Linderweg im Süden und den Grenzweg im Norden. 
 
Mittlerweile besteht kein Bedarf mehr für die Schaffung von Ersatzland der im Zuge 
einer Erweiterung der Städtischen Kliniken Anfang der neunziger Jahre aufgegebe-
nen Kleingartenanlage Belvedere. 
 

3. Rechtsverhältnisse und Planverfahren 

3.1 Flächennutzungsplan  
 
Der Flächennutzungsplan des Zweckverbandes Raum Kassel (Kassel 2007) stellt die 
Fläche als Grünfläche/Kleingärten dar. 

3.2 Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan 
 
Der Landschaftsplan des Zweckverbandes Raum Kassel (Kassel 2008) stellt in die-
sem Bereich Gärten dar. 
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Landschaftsplanerische Untersuchungen zur Legalisierung illegaler Kleinbauten im 
Außenbereich: 
 
Dem vorliegenden Bebauungsplan bzw. dem Landschaftsplan ist eine landschafts-
planerische Untersuchung zur Legalisierung von Gartengebieten mit illegalen Klein-
bauten im Außenbereich der Stadt Kassel vorausgegangen (Gutachten Projektbüro 
Stadtlandschaft 1992). 
 
Diese Untersuchung hat nach Überprüfung aller Landschaftspotenziale die Garten-
gebiete bewertet und sieht für die Dauerkleingartenanlage „Schöne Aussicht“ die Le-
galisierung vor. 
 

3.3 Landschaftsplan 
 
Gemäß den Anforderungen § 8a BNatschG wurde für das Gebiet der Dauerkleingar-
tenanlage der Grundlagenteil eines Landschaftsplanes mit Text und Karte im Maß-
stab 1:500 erstellt, dessen wesentliche Teile übernommen wurden (siehe Punkt 5). 
 
Die Erstellung des Bebauungsplanes gemäß § 9 BauGB erfolgt unter Integration der 
daraus abgeleiteten Entwicklungsziele und landschaftsplanerische Maßnahmen. 
 

3.4 Altablagerungen 
 
Bei einer Luftbilddetailauswertung durch den Kampfmittelräumdienst wurden einzelne 
Bombentrichter und zwei Blindgängerverdachtspunkte im Plangebiet ermittelt. Eine 
Untersuchung der Bombenblindgängerverdachtspunkte durch eine Fachfirma in Ab-
stimmung mit dem Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen hat bereits stattge-
funden. Der Verdacht konnte ausgeräumt werden. Sollten dennoch Bodenverunreini-
gungen auftreten, ist die Untere Wasserbehörde zu verständigen. 

4. Heutige Situation 

4.1 Erschließung 
 
Die seit 1921 bestehende und vom Kleingartenverein „Schöne Aussicht e. V.“ verwal-
tete Kleingartenanlage umfasst insgesamt 81 Gartenparzellen mit einer Größe zwi-
schen 200 und 400 m². Die Gesamtgröße beträgt 3,2 ha, davon rund 2,6 ha reines 
Pachtgelände. Erschlossen ist das Gelände durch einen in Nord-Süd-Richtung ver-
laufenden Hauptweg und mehrere Nebenwege. Sämtliche Wege sind mit Basaltsplitt 
befestigt. Die äußere Erschließung erfolgt durch jeweils zwei abschließbare Tore 
vom unbefestigten Grenzweg im Norden und vom asphaltierenden Lindeweg im Sü-
den. 
 
Am nördlichen Rand des Geländes befindet sich die Gemeinschaftsanlage mit Ver-
einshaus, Grillhütte, Spielplatz und Geräteschuppen.  
 
Sämtliche Parzellen sind an die öffentliche Wasserversorgung angeschlossen. Eine 
Abwasserentsorgung ist nicht vorhanden. Die Toiletten des Vereinshauses werden in 
einer abflusslosen Sammelgrube entsorgt, die einmal im Jahr abgepumpt wird. Strom 
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ist entlang des Grenzweges bis zum Vereinshaus gelegt. Parkplätze befinden sich 
außerhalb der Anlage auf einer aufgeschütteten und geschotterten Fläche am Lin-
derweg sowie auf unbefestigten Flächen am Grenzweg und Linderweg. 
 
Die innerhalb der Anlage liegenden gemeinschaftlichen Flächen werden durch den 
Arbeitsdienst des Vereins gepflegt. 
Die Erweiterungsfläche im Nordwesten wird zurzeit ackerbaulich genutzt. 
 

4.2 Vegetationsausstattung und Nutzung 
 
Die Gestaltung der Parzellen bietet ein relativ einheitliches Bild. Sie haben in der Re-
gel einen rechteckigen Grundriss und sind durch Zäune oder geschnittene Hecken 
eingefriedet. Ausgestattet sind sie mit je einer Laube, vereinzelt finden sich kleine 
Gewächshäuser. 
 
Die Lauben sind von unterschiedlicher Größe. In der Regel wird die nach dem Bun-
deskleingartengesetz zulässige Laubengröße von 24 m² (einschließlich überdachten 
Freisitz) nicht überschritten. 
 
Die Gartenflächen werden zu gut einem Drittel als Grabeland zum Anbau von Gemü-
se und Beerenobst genutzt. Die übrigen Flächen sind meist als Scherrasen mit Obst-
bäumen (Halb- bzw. Niedrigstämmen) und Zierbeeten angelegt. Laubbäume und 
Obsthochstämme sind auf den Parzellen kaum anzutreffen, jedoch einige Nadelge-
hölze. 
 
Im Norden ist die Kleingartenanlage mit einer Hainbuchenhecke bepflanzt, im Süden 
durch die Umpflanzung des Friedhofes und eines Gehölzstreifens zur Friedhofskom-
postierung gut eingegrünt. 
Entlang der inneren Erschließungswege befinden sich geschnittene Ligusterhecken. 
Auf der gemeinschaftlich genutzten Fläche im Bereich des Vereinshauses stehen 
mehrere großkronige Laubbäume  
(Tilia cordata). 
 

5. Landschaftsplan 
 
Mit der Erarbeitung des Grundlagenteils zum Landschaftsplan (Büro Ökut, Höxter) 
wurden die Voraussetzungen geschaffen, die Nutzungsansprüche an der Plangebiet 
als Dauerkleingartenanlage im Hinblick auf die Naturpotenziale zu beurteilen. 
 
Im Einzelnen soll erreicht werden, die Nutzungsansprüche so umzusetzen, dass die 
potenziale Flora, Fauna, Boden, Wasser, Klima/Luft und Landschaftsbild angemes-
sen berücksichtigt und entsprechende Festsetzungen getroffen werden. Der dem 
Landschaftsplan zu Grunde liegenden Untersuchungsbereich umfasst über das Ge-
biet des räumlichen Geltungsbereichs hinaus auch die angrenzenden Nutzungen. 
Nachfolgend werden jedoch nur diejenigen Grundlagen dargestellt, die sich unmittel-
bar auf den räumlichen Geltungsbereich beziehen. 
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5.1 Naturpotenziale und Ihre Bewertung 

5.1.1 Boden 
 
Die Ausgangsmaterialien der im Plangebiet vorkommenden Bodentypen sind Löss im 
nördlichen und Tertiäre Sedimente (Ton und Sand) im südlichen Bereich. Auf der 
Lössauflage entwickelten sich die Bodentypen Parabraunerde, Braunerde und Pseu-
dogley. In Bereichen mit Lössauflage sind Parabraunerden anzutreffen. Die Boden-
wertzahlen liegen zwischen 30 und 49 Bodenpunkten.  
 
Die dreistufige Potenzialbewertung ergibt, dass die Böden der bestehenden Kleingar-
tenanlage sowie der nordwestlich und nordöstlich angrenzenden Ackerflächen durch 
mittleren bis starken anthropogenen Einfluss gekennzeichnet sind. 
 
Es handelt sich als um durch Nährstoff- und Spritzmitteleintrag belastete Böden und 
solche, bei denen Bodenabtrag,- umschichtungen,- aufschüttungen oder – verdich-
tungen stattgefunden haben. Insgesamt wird im Bereich der Kleingartenanlage von 
einer Versiegelung von ca. 25 % durch Gebäude, Wege und Freisitze ausgegangen.  

5.1.2 Wasser 
 
Oberflächenwasser 
 
Im nördlichen Bereich der Kleingartenanlage befindet sich ein kleiner Teich mit einer 
Wasserfläche von ca. 100 m², bei dem es sich vermutlich um ein altes Braunkohle-
loch handelt. 
 
Der Uferbereich des Teiches ist zum Teil mit Holz und Steinen verbaut, die Böschun-
gen sind relativ steil und mit Ziergehölzen bepflanzt. Um den Teich herum führt ein 
ca. 70 cm breiter Fußweg. Die anschließende Böschung ist mit einheimischen Baum- 
und Straucharten dicht bewachsen. 
 
Im Flachwasserbereich der Uferzonen kommen teilweise kleinflächige Rohrkolben-
Bestände (Typha latifolia) vor. 
 
 
Grundwasser 
 
Im Hinblick auf die Grundwasserneubildung handelt es sich im gesamten Plangebiet 
um einen Standort mit generellem Grundwassereintrag. Die Böden haben gute bis 
sehr gute Filtereigenschaften. 
 
Wegen der fein fraktionierten Bodenarten ist die Wasserdurchlässigkeit jedoch als 
sehr gering bis gering einzustufen. 
 
Die dreistufige Potenzialbewertung ergibt – analog zur o. g. Bodennutzung-, dass die 
Flächen der Kleingartenanlage sowie die nordwestlich und nordöstlich angrenzenden 
Ackerflächen als Standorte mit mittlerer bis geringer Qualität für den Wasserhaushalt 
einzuordnen sind. 
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5.1.3 Klima / Lufthygiene 
 
Die Klimauntersuchung der Stadt Kassel – Thermalbefliegung 1991(Fortschreibung 
Zweckverband Raum Kassel 1999) – unterscheidet in Bezug auf das Klimapotenzial 
Realnutzungsflächen (RNF), welche in enger Beziehung mit den Parametern, Topo-
grafie, Lagebeziehung und Oberflächenstruktur Einfluss auf das städtische Klima 
haben. 
 
Demnach handelt es sich bei der Kleingartenanlage um einen Bereich, der durch die 
mit Gehölzen oder Gehölzgruppen überstellten Flächen den thermischen Luftaus-
tausch befördert und zum so genannten „Kaltluftflächenklima“ gezählt werden kann. 
 
Sie erfüllt somit im Zusammenhang mit den umgebenden vegetationsfähigen Flä-
chen wichtige Funktionen für die Frischluftproduktion und thermische Ausgleichsfunk-
tion durch Kalt-(Frisch-) luftzufuhr vor allem für die Wohngebiete von Wolfsanger und 
Fasanenhof über die Ventilationsbahn Fuldatal. 
 

5.1.4 Arten- und Biotopschutz 
 

Die Gartenanlage hat, insbesondere auch durch die unmittelbare Nachbarschaft  zu 
anderen Grünflächen (Nordfriedhof, Wiesen, Weiden, Hecken) eine Bedeutung für 
die Funktionen als faunistischer Lebensraum am Siedlungsrand. Vor allem auf Grund 
der umgebenden Hecken am Rande der Kleingartenanlage kann von einer hohen 
Vielfalt und Dichte der faunistischen Ausstattung (Vögel, Insekten, Kleinsäuger) aus-
gegangen werden. 

 
Der überwiegende Teil der Flächen wird intensiv gartenbaulich genutzt. Die Vegetati-
on ist durch diese intensive Bearbeitung und Düngung der Flächen auf Pflanzen mit 
hohem Nährstoffanspruch und Wasserbedarf beschränkt. Dies sind vor allem Arten 
der eutrophen Laubwald- und Heckengesellschaften. In der Kleingartenanlage ste-
hen kaum alte Obstbäume.  
 
Aus der dreistufigen Potenzialbewertung ergibt sich, dass die Flächen der Kleingar-
tenanlage als Standorte mit mittlerem Wert für Flora und Fauna einzuordnen. 

5.1.5 Natur- und freiraumbezogenes Erholungspotenzial und Landschaftsbild 
 

Die Kleingartenanlage ist auf Grund der Bereitstellung von Gärten – insbesondere für 
Bewohnerinnen und Bewohner des Geschosswohnungsbaus – von hohem Wert für 
die Nahrungsmittelproduktion sowie die natur. Und freiraumbezogene Erholung. 
Durch die fast vollständige Einbindung der Anlage mit geschnittenen Hecken und 
freiwachsenden Baum- und Strauchpflanzungen fügt sie sich gut in die umgebende 
Landschaft ein. 
 
Die Nutzung und Aufenthaltsqualität der Anlage ist für Nichtpächterinnen und Nicht-
pächter gering. Eine Durchquerung des Gartengebietes ist zwar möglich, jedoch von 
der Öffnung der Tore abhängig.  
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Die Gemeinschaftsanlage und der Spielplatz werden derzeit vor allem von Vereins-
mitgliedern genutzt. Auf den Parzellen selbst stehen vereinzelt Einrichtungen für 
Kleinkinder (Schaukel, Sandkasten). 

6. Planungsziel 
 
Die seit 1921 bestehende Kleingartenanlage soll in ihrer heutigen Form durch die 
Aufstellung des Bebauungsplanes gesichert werden. 
 
Im Sinne der Gleichbehandlung orientieren sich die bauleitplanerischen Festsetzun-
gen im Wesentlichen an denen, die für die Kasseler Dauerkleingartenanlagen, die 
bereits im Jahre 1983 durch Bebauungspläne gesichert wurden, getroffen worden 
sind.  
 
Im Einzelnen werden mit dem Bebauungsplan folgende Ziele verfolgt: 
 

− Regelung der Entwicklung von baulichen Anlagen, Rückbau der Lauben, die 
größer als 24 m² einschließlich überdachtem Freisitz sind 

 
− Sicherung von öffentlichen Wegeverbindungen 
 
− Schutz und Entwicklung von Pflanzungen zur landschaftlichen Einbindung  
 
− Regelung der Parkplatzsituation 

 

7. Inhalte des Bebauungsplanes 

7.1 Grünflächen 
 
Gemäß § 1(3) Bundeskleingartengesetz (BKleingG) ist ein Dauerkleingarten „ein 
Kleingarten auf einer Fläche, die im Bebauungsplan für Dauerkleingärten festgesetzt 
ist“. 
 
Kleingärten sind in Anlehnung an das BKleingG § 1 (1) Gärten, die 
 

• den/die Nutzer/innen zur nichterwerbsmäßigen gärtnerischen Nutzung und zur 
Erholung dienen und 

 
• in einer Anlage liegen „in der mehrere Einzelgärten mit gemeinschaftlichen 

Einrichtungen, zum Beispiel Wegen, Spielflächen und Vereinshäusern,  zu-
sammengefasst sind (Kleingartenanlage)“ (BKleingG § 1 Abs. 1). 

 
Gemäß § 9 (1) Ziffer 15 BauGB ist daher eine Festsetzung als „Grünfläche / Dauer-
kleingärten“ zu treffen. 
 
Ihrer Zweckbestimmung nach sind Dauerkleingärten private Grünflächen, deren Nut-
zung durch einen Pachtvertrag geregelt ist. 
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Die Flächen der Kleingartenanlage Schöne Aussicht sind städtisches Eigentum, das 
über einen Generalpachtvertrag mit dem Stadt- und Kreisverband der Kleingärtner 
e.V. zu o. g. Zwecken der kleingärtnerischen Nutzung verpachtet ist. Die Weiterver-
arbeitung erfolgt durch den Verband. Die jeweils gültige Gartenordnung des Vereins 
ist zu beachten. 

7.2 Mindestgröße der Parzellen 
 
Die Mindestgröße der einzelnen Parzellen wird auf 200 m² festgesetzt, wenn diese 
mit Lauben oder sonstigen Gebäuden bebaut sind. Die maximale Größe ist mit § 3 
BKleingG geregelt und beträgt  
400 m². 
 
Durch die Festsetzung der Mindestgröße  soll erreicht werden, dass die Versiege-
lungsrate durch bauliche Anlagen ein bestimmtes Maß nicht überschreitet und damit 
der Charakter der Kleingartenanlage in der heutigen Form erhalten bleibt. 

7.3 Art und Maß der baulichen Nutzung 

7.3.1 Bauliche Anlagen auf den Parzellen 
 
Die baulichen Anlagen auf den Parzellen dienen der Unterbringung von Gartenmobi-
liar u. ä. Sie sind auch zum kurzfristigen Aufenthalt (z. B. bei ungünstigen Witte-
rungseinflüssen) gedacht. Um zu verhindern, dass bauliche Anlagen in den Gärten 
zum dauerhaften Wohnen oder zu gewerblichen Zwecken genutzt werden, dürfen 
diese einen bestimmten Standard und eine bestimmte Größe nicht überschreiten. 
Deswegen sind nur ebenerdige und nicht unterkellerte Lauben mit einer maximalen 
Grundfläche von 24 m², einschließlich des überdachten Freisitzes, (BKleingG § 3), 
zulässig. 
 
 
Die maximale Höhe der baulichen Anlagen wird 3,50 m festgesetzt, gemessen von 
der maßgebenden Geländeoberfläche. 

7.3.2 Gemeinschafts- und Nebenanlagen 
 
Als Gemeinschafts- und Nebenanlagen sind das Vereinshaus, ein überdachter Grill-
platz,  Toilettenanlage und Geräteschuppen vorhanden. Darüber hinaus befindet sich 
auf dem Gelände ein Spielplatz. Die mit wassergebundener Decke versehene Zu-
fahrt zum Vereinshaus ist nicht weiter zu versiegeln. Desgleichen sind die heute vor-
handenen Rasenflächen als vegetationsfähige Flächen offen zu halten und nicht wei-
ter zu versiegeln. 

7.4 Sonstige Festsetzungen 
 
Um eine Grundwasserverschmutzung und eine dauernde Wohnnutzung zu verhin-
dern, sind keine Installationen von Spültoiletten, Duschen, Geschirrspülmaschinen u. 
a. zugelassen. Als Klosetts sind nur zulässig: 
 

− Streuklosetts mit Rindenschrot, Strohhäcksel und Sägemehl, wenn eine sorg-
fältige Kompostierung verrottbarer Stoffe sichergestellt ist. 
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Diese Form ist unkompliziert zu betreiben und kann mit relativ geringen Risiken im 
Hinblick auf  
Hygiene und Abwasserbelastung entsorgt werden. Sie ist daher uneingeschränkt 
zulässig. 
 

− Kompostklosetts (Verdunstungsklosetts), wenn vor der Verwertung im Garten 
eine sorgfältige Kompostierung der Stoffe erfolgt. 

 
Die Entsorgung ist ähnlich unproblematisch wie die der Streuklosetts. Der Betrieb 
erfolgt mittels elektrischer Trocknungsmechanik. Im Hinblick auf Hygiene und unter-
bleibender Abwasserbelastung ist sie uneingeschränkt zulässig. Kraftfahrzeuge, 
Wohnwagen und Garagen dürfen nicht auf den Gartenparzellen abgestellt oder er-
richtet werden. Damit soll verhindert werden, dass durch die Befestigung des Stell-
platzes zusätzliche Flächen versiegelt werden. Außerdem soll unterbunden werden, 
dass durch Kfz- Reparatur- und Bastelarbeiten im Garten, Schadstoffe wie Motorenöl 
unkontrolliert in den Boden und in das Grundwasser gelangen können. 
 
Oberflächenbefestigungen innerhalb der Gartenparzellen sind so herzustellen, dass 
Regenwasser versickern kann (z. B. in Form wassergebundener Decken, Pflasterbe-
lägen mit Rasenfugen, Schotterrasen). 
 
Um die Gärten zu schützen und zu begrenzen, sind 1,50 m hohe Zäune als äußere 
Einfriedung der Kleingartenanlage zulässig. Die Höhe neuer Zäune, als interne Ein-
friedung wird auf 1,00 m begrenzt. Sie sind mit einer Bodenfreiheit von 10 cm herzu-
stellen, um die Ausbreitung von Kleintieren, insbesondere von Igeln, nicht einzu-
schränken. 

7.4.1 Erschließung 
 
Der Mittelweg der Kleingartenanlage ist etwa 3 m breit und mit Basaltsplitt befestigt. 
Von dem in Nord- Süd-Richtung verlaufenden Mittelweg gehen mehrere Nebenwege 
ab. Das befahren mit Kraftfahrzeugen ist zulässig für den Materialtransport der Ver-
einsmitglieder bzw. das in der Mitte befindliche Vereinshaus. 

7.4.2 Parkplatzsituation 
 
Auf Grund der guten Anbindung der Kleingartenanlage an die Straßenbahn (Linie 3 
und 7) sowie mehreren Buslinien wird die Zahl der Stellplätze auf einen je fünf Klein-
gartenpachtflächen festgesetzt. Dies ergibt bei einer Gesamtzahl der Parzellen von 
93 (81 und ca. 12 auf der Erweiterungsfläche) einen Bedarf von 19 Stellplätzen. 
Stellplätze befinden sich im süd-westlichen Bereich für ca. 8 Fahrzeuge entlang des 
Linderweges (Mischnutzung mit dem Friedhof), ca. 10 auf einem aufgeschütteten 
Schotterplatz und im Norden, im Geltungsbereich des B-Planes, für ca. 7 Fahrzeuge 
auf einer unbefestigten Fläche. 

7.5 Bepflanzung 
 
Das Areal der Kleingartenanlage ist weitgehend mit Bäumen und Sträuchern einge-
grünt. Fehlende bereiche, hier vor allem der Erweiterungsbereich, sind mit einheimi-
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schen, standortgerechten Gehölzen zu bepflanzen. Empfohlen wird hier die Erweite-
rung der Hainbuchenbrücke. 
 
Entlang der Wege der Erweiterungsfläche sind Ligusterhecken zu pflanzen. Die in-
nerhalb der Kleingartenanlage in den Randbereichen und an den Erschließungswe-
gen befindlichen Pflanzungen sind vom Verein dauerhaft zu pflegen und zu erhalten.  
 
Bei Neupflanzungen von Sträuchern und Bäumen im Bereich der Gemeinschaftsan-
lagen sind einheimische, standortgerechte Gehölze zu verwenden. 
 
Pro 250 m² Gartenfläche sind drei Obstbäume (Halb. Oder Hochstamm) zu pflanzen 
und dauerhaft zu erhalten. Vorhandene Bäume werden angerechnet. 

7.6 Eingriffs- und Ausgleichsregelung (gemäß § 8 a BNatSchG) 
 
Da die Kleingartenanlage bereits seit 1921 besteht und durch die Aufstellung des 
Bebauungsplanes in ihrer heutigen Form gesichert werden soll, sind auf dieser Flä-
che keine weiteren Eingriffe zu erwarten. Versiegelungen durch bauliche Anlagen 
sind durch die Restriktion einer Mindestgröße der Parzellen, auf denen gebaut wer-
den darf und der maximalen Laubengröße geregelt. Da die Unterkellerung der bauli-
chen Anlagen nicht erlaubt ist, sind die Beeinträchtigungen des Bodens gering. 
 
Die Eingriffe, die durch die Neuanlage von ca. 12 Gärten auf der Erweiterungsfläche 
entstehen, werden als unerheblich eingestuft, da gleichzeitig mit der Anlage dieser 
Gärten Maßnahmen zum Ausgleich der Eingriffe erbracht werden bzw. Beeinträchti-
gungen durch die Festsetzung des Bebauungsplanes auf ein Maß unterhalb der Er-
heblichkeitsgrenze reduziert werden können. 
 
Festsetzungen, die dem Ausgleich dienen, sind mit den Festsetzungen zu Art und 
Maß der baulichen Anlagen, der Oberflächenbefestigungen, zur äußeren Einfriedung 
und durch Pflanzgebote getroffen worden. 
 
Mit diesen Maßnahmen werden die Eingriffe, die durch die Anlage der Gärten ent-
stehen, kompensiert und der Ausgleich erreicht. 
 
Der Bebauungsplan kann daher ohne weitere Ausgleichsmaßnahmen vollzogen 
werden.  
 

8. Kosten 
 
Durch die Umsetzung der Festsetzungen des Bebauungsplanes kommen auf die 
Stadt Kassel keine Kosten zu. 
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9. Umweltbericht 

9.1 Einleitung 
 

Ziele und Inhalte des Bebauungsplans: 
 

Die seit 1921 bestehende Kleingartenanlage soll durch die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes gesichert werden.  

 
− Regelung der Entwicklung von baulichen Anlagen, Rückbau von Lauben, die 

größer als 24 m² einschließlich Freisitz sind 
 
− Sicherung von öffentlichen Wegeverbindungen 

 
− Schutz und Entwicklung von Pflanzungen zur landschaftlichen Einbindung und 

Gliederung der Anlage 
 
− Regelung der Parkplatzsituation 
 

Ziele des Umweltschutzes und deren Berücksichtigung: 
 
Die landschaftsplanerische Untersuchung zur Legalisierung illegaler Kleinbauten im 
Außenbereich (Projektbüro Stadtlandschaft 1992) sieht nach Überprüfung aller 
Landschaftspotentiale die Legalisierung als Dauerkleingartenanlage vor. 
 
Landschaftsplan zum Bebauungsplan (Ökut-Höxter) 
Der Landschaftsplan zum Bebauungsplan bewertet die Naturpotentiale Boden, Was-
ser, Klima, Lufthygiene, Arten- und Biotopschutz, natur- und freiraumbezogenes Er-
holungspotential und Landschaftsbild. 
 
Das Gartengebiet und die angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen sind aufgrund 
ihrer stadträumlichen Lage ein bedeutender Naherholungsbereich für die umgeben-
den Stadtteile. Die Gärten sind für Menschen in Mietwohnungen des Geschosswoh-
nungsbaus ohne zugehörigen Garten ein wichtiger privat nutzbarer Freiraum. 
 
Landschaftsplan ZRK, 2008 
Der Landschaftsplan ZRK stellt den Bereich als Gartenanlage dar. 
 

9.2 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustandes zurzeit wird das Gelände als 
Kleingartengebiet genutzt. Die Lauben entsprechen überwiegend den Festsetzungen 
des Bundeskleingartengesetzes. Lauben, die die festgesetzte Größe überschreiten, 
werden zurückgebaut. 

 
Prognose über die Entwicklung des Umweltbestandes 
 
Bei Durchführung der geplanten Maßnahmen: 
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Die Ausweisung des Gebietes als Dauerkleingartenanlage sichert langfristig eine ge-
ordnete Entwicklung des Gebietes. Die Versiegelung wird auf 24 m² für Gebäude 
einschließlich des überdachten Freisitzes festgesetzt, wenn die Gärten größer als 250 
m² sind. Wege und andere Befestigungen sind so herzustellen, dass Wasser versi-
ckern kann. 
 
Bei Nichtdurchführung der geplanten Maßnahmen: 
 
Als zusätzliche Maßnahme ist neben der Legalisierung der vorhandenen Gartenan-
lage die Ausweisung einer bisher ackerbaulich genutzten Fläche als Gartenfläche 
vorgesehen. Diese Fläche würde weiterhin als Acker genutzt werden. 
 
Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nach-
teiligen Auswirkungen:  
 
Lauben, die größer als 24 m² einschließlich des überdachten Freisitzes sind, werden 
zurückgebaut. 
Pro 250 m² Gartenfläche sind drei Obstbäume (Halb- oder Hochstamm) zu pflanzen 
und dauerhaft zu erhalten. 
 

− Es werden Pflanzungen zur landwirtschaftlichen Einbindung der Gartenanlage 
festgesetzt 

 
− Spezielle faunistische Erhebungen liegen nicht vor 

 

9.3 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
 
Anderweitige Planungsmöglichkeiten wurden für das Gartengebiet nicht in Betracht 
gezogen. 
 

9.4 Zusätzliche Angaben 
 
Verfahren bei der Umweltprüfung und Hinweise auf Schwierigkeiten bei der Zusam-
menstellung der Angaben. 
 
Die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege und der Landschaftspfle-
ge, die im Rahmen des Landschaftsplanes zum Bebauungsplan bearbeitet und in 
den Umweltbericht aufgenommen wurden, wurden mit der Potentialmethode erfasst. 
Der Erhebung liegt eine Bestandsaufnahme zu Grunde. 
 
Folgende Unterlagen wurden ausgewertet: 
 

− Hessisches Landesamt für Bodenforschung, Geologische Karte von Hessen 
 
− Taraxacum, verlaufende Klimauntersuchung für das Gebiet des ZRK 1999 

 
− Zweckverband Raum Kassel, Landschaftsplan 2008 
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9.5 Überwachung der erheblichen Auswirkungen bei der Durchführung  des  
 Bebauungsplanes 

 
In der Kleingartenanlage befinden sich einige Lauben, die größer sind als 24 m² ein-
schließlich des überdachten Freisitzes. 
 
Daher sollte nach einigen Jahren eine Überprüfung der Umsetzung der Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes erfolgen.  
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Vorlage Nr. 101.17.362  Kassel, 13. Februar 2012 
 
 
 
Städtebaulicher Vertrag zum Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 "Ortelsburger Straße“ 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Christof Nolda 
 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Abschluss des Städtebaulichen Vertrages nach § 11 Baugesetzbuch zum Baugebiet 
„Ortelsburger Straße/Sternbergstraße“ zwischen der GWH Wohnungs-gesellschaft mbH Hessen 
und der Stadt Kassel wird zugestimmt.“ 

 
 

Begründung: 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 19.01.2012 und 
13.02.2012 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1) und der Städtebauliche Vertrag (Anlage 2) sind beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Vorlage Nr. 101.17.363  Kassel, 13. Februar 2012 
 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 "Ortelsburger Straße" - ehemalige 
Landesfeuerwehrschule - 
(Behandlung der Anregungen und Beschlussfassung als Satzung) 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Christof Nolda 
 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 „Ortelsburger Straße“, einschließlich der 
Behandlung der Anregungen gemäß Anlage 2 zu den Ziffern 1 und 9 sowie gemäß Anlage 2a zu 
den Ziffern 1 und 6, wird zugestimmt. 
 
Der Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. II/40 „Ortelsburger Straße“ wird nach § 10 
Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen.“ 

 
 

Begründung: 
 
Dem Ortsbeirat Wehlheiden wurde die Vorlage zu seiner Sitzung am 08.12.2011 zur Anhörung 
vorgelegt. Die Niederschrift wird zur Kenntnis gegeben. 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 19.01.2012 und 
13.02.2012 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1), die Behandlung der Anregungen (Anlage 2 und 2a), die 
Begründung mit den Festsetzungen durch Text (Anlage 3), die Legende (Anlage 4), eine 
unmaßstäbliche Verkleinerung des Bebauungsplanentwurfs (Anlage 5) sowie das Protokoll des 
Ortsbeirates vom 8. Dezember 2011(Anlage 6) sind beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 















































































































































































































































 

Bürgereingabe nach § 20a der GO der 
Stadtverordnetenversammlung 
 

(&) 
 

 
Rathaus 
34112 Kassel 
 

Vorlage Nr. 101.17.231  Kassel, 19. Oktober 2011 
 
 
 
Bebauung Henschelgarten 
 
 
Berichterstatter/-in:  
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Eingabeausschuss 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Henschelgarten soll nicht Museumspark mit Museumsneubauten werden. 
 
 

Begründung: 
 
siehe Anlage 
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Rathaus  
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 
 

Vorlage Nr. 101.17.310  Kassel, 17. Januar 2012 
 
 
 
Änderung der Straßenbeitragssatzung 
 
 
Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 26.03.2012 Überweisung in die Ausschüsse 
für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen und Recht, Sicherheit, Integration und 
Gleichstellung 
 

Geänderter Antrag 
vom 21. August 2012 

 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, einen Vorschlag zur Ergänzung der Satzung über die 
Erhebung von Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel um einen neuen Paragrafen 
„Beteiligung“ vorzulegen. 
 
Dieser soll die rechtzeitige und umfangreiche Beteiligung der Beitragspflichtigen bei 
entsprechenden Baumaßnahmen mit dem Ziel, betroffene Bürgerinnen und Bürger im 
Sinne von Transparenz und Bürgernähe bei Baumaßnahmen nach dem KAG bestmöglich 
einzubinden, regeln. 
 
Mindestens ist der heute praktizierte Ist-Zustand in der Satzung festzuschreiben. 

 
 

Begründung: 
 
In der Vergangenheit hat es vielfach Kritik an der Informationspolitik des Magistrates bei 
Baumaßnahmen gegeben, die nach dem Kommunalen Abgabengesetzt (KAG) beitragspflichtig 
sind und bei denen für die betroffenen Anlieger oftmals nicht unerhebliche finanzielle Belastungen 
entstehen. Derzeit gibt es in der Satzung über die Erhebung von Straßenbeiträgen in der Stadt 
Kassel keine Festlegungen über ein regelhaftes Verfahren mit dem Ziel, betroffene Bürgerinnen 
und Bürger im Sinne von Transparenz und Bürgernähe bei Baumaßnahmen nach dem KAG 
bestmöglich einzubinden. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dr. Norbert Wett 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 
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Nachrichtlich  
Ursprungsantrag vom 17. Januar 2012 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Die Satzung über die Erhebung von Straßenbeiträgen in der Stadt Kassel wird wie folgt geändert:  
 
1. Ein neuer § „Beteiligung“ wird mit untenstehendem Wortlaut in die Satzung aufgenommen 
 

1. Die Beitragspflichtigen werden rechtzeitig, jedoch spätestens 1 Jahr vor Beginn der 
beitragspflichtigen Baumaßnahme, soweit die Gesamtkosten 25.000 € 
überschreiten, über deren Umfang und Art sowie über die für das Grundstück zu 
erwartende Höhe der anfallenden Kosten schriftlich sowie in einer 
Anwohnerversammlung informiert. Grundlage hierfür ist ein von der Verwaltung 
aufgestellter Planungsentwurf, der sich an den Grundsätzen der Zweckmäßigkeit 
und Sparsamkeit orientiert. 
 

2. In einem Zeitraum von 3 Monaten nach dieser Information ist den Beitragspflichtigen 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, Einwände zu äußern und 
Änderungsvorschläge zu machen. Hierfür erhalten sie Berechtigung zur 
Einsichtnahme in die Planungsunterlagen. 
 

3. Zu den Stellungnahmen, Einwänden und Änderungsvorschlägen der 
Beitragspflichtigen haben die zuständigen Ämter Stellung zu nehmen und im Zuge 
der fachlichen Abwägung zu entscheiden, ob eine Berücksichtigung bei der 
weiteren Planung erfolgen kann. Die Planung ist ggf. entsprechend anzupassen. 
Über die Stellungnahmen der zuständigen Ämter sowie über das 

 
4. Ergebnis der Abwägung sind die Beitragspflichtigen spätestens 1 Monat nach 

Ablauf der Stellungnahme Frist nach Punkt 2 rechtzeitig schriftlich zu informieren. 
 

5. Zur Anhörung im zuständigen Ortsbeirat und zur Beschlussfassung in den 
städtischen Gremien sind neben den aktuellen Planungsunterlagen auch die 
Stellungnahmen, Einwände und Änderungsvorschläge der Beitragspflichtigen sowie 
die entsprechenden Stellungnahmen der Fachämter vorzulegen. 
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Rathaus  
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 
 

Vorlage Nr. 101.17.324  Kassel, 20. Januar 2012 
 
 
 
Verkehrskonzept Kasseler Osten 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, eine großräumige Konzeption für die zukünftige 
Abwicklung des Verkehrs im Bereich Dresdener Str./ Platz der Deutschen Einheit/ B83 
vorzulegen. Dabei soll auch eine mögliche Straßenbahnanbindung von Waldau 
berücksichtigt werden. 

 

Begründung: 
 
Bereits heute ist absehbar, dass es durch die Schließung der Autobahnanschlussstelle Kassel-Ost, 
durch den Ausbau des Gewerbegebietes Sandershäuser Berg und durch den geplanten, 
leistungsmindernden Umbau der Kreuzung Altmarkt zukünftig zu einer signifikanten Zunahme des 
Verkehrsaufkommens auf der Dresdener Straße und der B83 im Stadtgebiet kommen wird. Bislang 
wurden die sich daraus ergebenden Verkehrsprobleme weder untersucht noch wurden öffentlich 
Lösungsmöglichkeiten diskutiert. Deshalb ist es notwendig, für diesen Bereich ein 
Gesamtverkehrskonzept zu erstellen sowie Lösungsvorschläge zu erarbeiten und diese in den 
Gremien der Stadtverordnetenversammlung und den betroffenen Ortsbeiräten zu beraten. 
 
Ziel soll neben einer bedarfsgerechten Verkehrsabwicklung die Vermeidung zusätzlicher 
Verkehrsbelastungen in umliegenden Wohngebieten sein. Wichtiger Knotenpunkt ist hierbei der 
Platz der Deutschen Einheit, über den in seiner jetzigen Form der zukünftige Verkehr nicht mehr 
abgewickelt werden kann. Da das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) 2019 ausläuft, 
muss im Hinblick auf realistische Förderchancen zügig gehandelt werden. 
 
  
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Dominique Kalb 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 
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Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und 
B90/Grüne 
 

(&) 
 

 
Rathaus 
34112 Kassel 
 

Vorlage Nr. 101.17.382  Kassel, 24. Februar 2012 
 
 
 
Verkehrskonzept für den Kasseler Osten 
 
 
 

Gemeinsamer Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, unverzüglich mit dem Amt für Straßenverkehrswesen 
Verhandlungen zu führen, um ein Verkehrskonzept für den Kasseler Osten im Zuge des 
Neubaus des Autobahndreiecks Kassel-Nord/Ost zu erstellen. 
 
Dabei sollen auch und insbesondere 

 die Führung des Schwerverkehrs aus dem Industriegebiet Kaufungen 

 eine Belastungsprognose für die Dresdener und Leipziger Straße 

 alternative Verkehrsführungen bei Umleitungen während der Bauarbeiten 
berücksichtigt werden. 

 
 

Begründung: 
 
Aufgrund der Tatsache, dass die Anschlussstelle Kassel-Ost wegfällt, wird der Schwerverkehr aus 
dem Industriegebiet Papierfabrik zur Anschlussstelle Kaufungen-Niederkaufungen geführt. Damit 
er nicht über die Leipziger Straße in das Stadtgebiet rollt, müssen Maßnahmen zur Vermeidung 
ergriffen werden. Darüber hinaus ist festzustellen, dass die Dresdener Straße bereits jetzt hoch 
belastet ist und es heute schon in Verkehrsspitzenzeiten Schleichverkehr in den parallel zu dieser 
wichtigen Verkehrsader führenden Straßen in Bettenhausen gibt. 
Die Baumaßnahmen werden einige Jahre in Anspruch nehmen und es ist zu erwarten, dass es 
dann überproportional zu Verkehrsstörungen kommt. Die Umleitungsstrecken führen allesamt 
durch den Kasseler Osten. Deshalb ist es zwingend notwendig, für solche Fälle ein alternatives 
Konzept zur Verkehrsführung im Umleitungsfall zu erarbeiten. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Volker Zeidler 
 
 
 
Uwe Frankenberger MdL Gernot Rönz  
Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne  
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Gemeinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und 
B90/Grüne 
 

(&) 
 

 
Rathaus 
34112 Kassel 
 

Vorlage Nr. 101.17.326  Kassel, 19. Januar 2012 
 
 
 
Beteiligung an der Nassauischen Heimstätte 
 
 
 

Gemeinsamer Antrag 
 

 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat der Stadt Kassel wird aufgefordert, auf die Hessische Landesregierung 
einzuwirken mit dem Ziel, die Beteiligung des Landes an der Nassauischen Heimstätte 
weder zu verringern noch ganz aufzugeben. Eine Landesregierung kann und darf sich nicht 
aus der sozialen Verantwortung stehlen, bezahlbaren Wohnraum für Mieterinnen und 
Mieter mit geringerem Einkommen zur Verfügung zu stellen. Auch im Hinblick auf den 
Entwicklungsbedarf der demographischen Veränderung unserer Gesellschaft würde die 
Stadt Kassel einen bisher verlässlichen Partner im Bezug auf Stadtteilentwicklung verlieren. 

 
 

Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Ellen Lappöhn 
 
 
 
Uwe Frankenberger MdL Gernot Rönz  
Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne  
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Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.377  Kassel, 27. Februar 2012 
 
 
 
Projekt zum Einstieg in die Rüstungskonversion zulassen 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, das eingereichte Projekt zum Einstieg in die 
Rüstungskonversion im Programm der 1100 Jahrfeier der Stadt Kassel zuzulassen. 

 
 

Begründung: 
 
Der Projektvorschlag wurde vom Organisationsbüro der Stadt Kassel für das Stadtjubiläum 
abgelehnt mit der Begründung: 
 
„dass die Initiative zu einer solchen Strukturveränderung von der Bundes- bzw. 
Landesgesetzgebung ausgehen solle.“ 
 
Ein Projekt, das sich mit der langen Rüstungstradition der Stadt Kassel, seinen negativen Folgen 
und Ansätzen zur Überwindung beschäftigen will, ist ein Teil der Geschichte und Zukunft der Stadt 
Kassel. 
 
Kostenfreies Bürgerengagement für die 1100 Jahr Feierlichkeiten der Stadt Kassel einzufordern, 
um missliebige Aspekte und Initiativen ohne stichhalte Begründung in einem intransparenten 
Endscheidungsverfahren auszugrenzen, steht im Widerspruch zur Städtischen Pluralität. 
 
Dokumentation des Projektantrags: 
 
Dr. Marlis Wilde-Stockmeyer / 14.11.2010: 
Initiative zum Einstieg in die Rüstungskonversion 
Kassel- Eine Stadt des Friedens durch Rüstungskonversion 
Vom Rüstungsstandort zur Stadt des Friedens vor dem Hintergrund der Geschichte Kassels: Von 
der Forcierung der Rüstungsindustrie, der Hochrüstung in der Nazi-Zeit in Kassel und der damit 
verbundenen Zerstörung der schönen, alten Stadt mit tausenden Toten und Verletzten. Bis heute 
ist Kassel davon gezeichnet. Und trotzdem ist Kassel wieder ein Zentrum für den Panzerbau und 
für Militärtechnik insgesamt. Deutschland ist das drittgrößte Rüstungsexportland und in Kassel 
produzieren zwei der wichtigsten deutschen und europäischen Panzerbauer. Kassel sollte ein 
Zeichen des Friedens setzen durch Innovationen, durch die Erforschung von  Möglichkeiten der 
Umstellung von der Rüstungsproduktion auf zivile Produkte und durch den konkreten Einstieg in 
die Rüstungskonversion. 
 
Ein solches Projekt könnte gemeinsam mit Belegschaften, Gewerkschaften, den Kirchen, der 
Universität Kassel, der Industrie- und Handelskammer, der Friedensbewegung und der Menschen, 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de
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die sich für dieses Thema einsetzen wollen, vorangetrieben werden. Außerdem ist es sehr wichtig, 
das Thema öffentlich zu machen. Frau Wilde-Stockmeyer könnte sich die Gründung eines 
Arbeitskreises vorstellen. Diesen würde sie bei Interesse leiten. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Norbert Domes 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 



 

 

(&) 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.379  Kassel, 21. Februar 2012 
 
 
 
Gute Löhne im öffentlichen Dienst - gute Löhne im Kasseler Rathaus 
 
 
 

Antrag 
 

 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert in den anstehenden Tarifverhandlungen im öffentlichen 
Dienst auf die kommunalen Verhandlungsführer/innen einzuwirken, den Forderungen der 
Gewerkschaften im Öffentlichen Dienst weitestgehend entgegen zu kommen. 
Dabei soll der Magistrat deutlich machen, dass die Stadt Kassel trotz der schwierigen 
Finanzlage die Berechtigung der Forderung der Gewerkschaften im Öffentlichen Dienst 
anerkennt. Insbesondere die Stärkung der unteren Lohngruppen ist auch im kommunalen 
Interesse. 

 
 

Begründung: 
 
Die DGB Gewerkschaften (verdi, GdP, GEW) und die dbb Tarifunion) haben für den Öffentlichen 
Dienst (Bund und Kommen) die Tarif- und Besoldungsrunde 2012 im öffentlichen Dienst bei Bund 
und Kommunen ihren Forderungskatalog aufgestellt. Sie fordern 6,5% mehr Entgelt. Zur Stärkung 
der unteren Einkommen (soziale Komponente) soll die Steigerung mindestens 200 Euro betragen. 
Außerdem fordert die DGB Gewerkschaft verdi die unbefristete Übernahme der Auszubildenden 
sowie eine spürbare Anhebung der Ausbildungsvergütungen um 100 Euro.  
"Deutliche Entgelterhöhungen sind nicht nur ein Gebot der sozialen Gerechtigkeit, sondern 
angesichts der Rezession in weiten Teilen Europas auch ein Gebot der wirtschaftlichen Vernunft", 
betonte verdi Vorsitzender Frank Bsirske. Gerade angesichts der Gefahren für den Export komme 
den Löhnen für die Stärkung der Kaufkraft eine Schlüsselrolle zu. 
"Die Beschäftigten im öffentlichen Dienst mussten im vergangenen Jahr einen Reallohnverlust von 
0,6 Prozent hinnehmen", sagte Bsirske. "Dadurch hat sich der Abstand zu den Einkommen der 
Privatwirtschaft weiter vergrößert. Damit muss Schluss sein." 
Es sei kein Ausnahmefall mehr, dass Beschäftigte im Staatsdienst trotz ihrer Vollzeitstelle 
nebenher arbeiten müssten. "Das ist inakzeptabel", unterstrich Bsirske. 
 
Quelle: http://tarifpolitik-oed.blog.de vom 9.2.2012 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Simon Aulepp 
 
 
 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de
http://dnzs-lexikon-umschau.blog.de/2010/01/31/s-soziale-komponente-tarifpolitik-7914295/
http://tarifpolitik-oed.blog.de/
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gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 



 

 

(&) 
 
Rathaus 
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 3315 
E-Mail fraktion@Kasseler-Linke.de 

Vorlage Nr. 101.17.380  Kassel, 29. Februar 2012 
 
 
 
Neubau des Brüder-Grimm-Museums – den Standort Grimmplatz prüfen 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr und in den Ausschuss für  Kultur 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird beauftragt, alle weiteren Planungen und die Vergabe von Aufträgen für 
einen Neubau des Brüder-Grimm-Museums auf dem Weinberg auszusetzen bis zu einer 
Entscheidung der Hessischen Landesregierung über eine Aufgabe der Neubaupläne für ein 
Justizzentrum an der Wilhelmshöher Allee neben dem Hessischen Verwaltungsgerichtshof. 

 
 

Begründung: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat sich bisher für einen Neubau des Brüder-Grimm-Museums 
auf dem Weinberg ausgesprochen und den Magistrat ermächtigt, Baurecht zu schaffen und die 
Planung und Entwicklung dafür voranzutreiben. 
Ausgangspunkt für die bisherigen Beschlüsse war die Vorgabe, dass das Land Hessen die Räume 
des Verwaltungsgerichtshofes und das angrenzende Gelände für den Aus- und Neubau eines 
Verwaltungsgerichtszentrums benötige. 
Wie nunmehr bekannt geworden ist, erwägt die Hessische Landesregierung einen Ausbau an dem 
vorgesehenen Standort zu unterlassen und die mit Millionenaufwand im Gebäude des 
Bundessozialgerichts renovierten, aber leerstehenden Räume des ehemaligen 
Bundesarbeitsgerichts an der Heerstraße und eventuell benachbartes Gelände der Bundespolizei 
für den geplanten Zweck zu nutzen. 
Unter dieser Voraussetzung würde die Landesimmobilie am Brüder-Grimm-Platz einschließlich der 
Torwache zur Nutzung für ein Brüder-Grimm-Museum frei. Dort erhielte ein Brüder-Grimm-
Museum die für Kassel mögliche beste Lage. Insoweit die bisherigen Räume des Hessischen 
Verwaltungsgerichtshofes nicht für Ausstellungsräume nutzbar wären, wäre dafür die jetzige 
Freifläche daneben bebaubar. 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Axel Selbert 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de


 

Stadtverordnete Häfner, FWG, und  
Dr. Hoppe, parteilos 
 

(&) 
 

 
Rathaus 
34112 Kassel 
 

Vorlage Nr. 101.17.386  Kassel, 6. März 2012 
 
 
 
Bürgerbefragung zur Bebauung "Langes Feld" 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Bernd W. Häfner 
 
 
 

Gemeinsamer Antrag 
 

 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert eine Bürgerbefragung im Sinne eines „Ratsbegehrens“ 
zur Bebauung des „Langen Feldes“ durchzuführen. 

 
 

Begründung: 
 
Die juristischen Auseinandersetzungen über die Zulässigkeit eines Bürgerentscheides, nach der 
Änderung der HGO, wird zu langen gerichtlichen Streitigkeiten führen, die eine Entscheidung über 
eine Weiterführung bzw. Stillegung des Bauprojektes unangemessen hinausschiebt.  
 
Alle in der Stadtverordnetenversammlung anwesenden Gruppen und Personen haben sich 
grundsätzlich für mehr Bürgerbeteiligung ausgesprochen.  
Eine Bürgerbefragung könnte ein Meinungsbild darstellen, das zwar nicht rechtlich bindend, aber 
hinweisgebend für die politische Diskussion sein kann. 
 
 
 
Bernd W. Häfner  Dr. Bernd Hoppe 
Stadtverordneter, FW  Stadtverordneter, Parteilos 



 
 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und 
B90/Grüne 
 

(&) 
 

 
Rathaus 
34112 Kassel 
 

Vorlage Nr. 101.17.347  Kassel, 31. Januar 2012 
 
 
 
Schulentwicklung in Kassel Stadt und im Landkreis Kassel 
 
 
 

Gemeinsamer Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat der Stadt Kassel wird aufgefordert, die Veränderungen der Schülerzahlen 
in der Stadt Kassel und im Landkreis zusammen mit dem Landkreis in einem 
abgestimmten Diskussionsprozess darzustellen und zu bewerten. Hier sollen die 
Fachgremien/Ausschüsse des Landkreises und der Stadt Kassel als Schulträger 
gemeinsam tagen. 
 
Das Staatliche Schulamt und die entsprechenden Schulen sind dazu einzuladen. 
 
Berücksichtigt werden sollen die Entwicklungen in den Sek.I-, Sek.II- und Förder- sowie 
Berufsschulen. 

 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Anke Bergmann 
 
 
 
Anke Bergmann Gernot Rönz 
Stellv. Fraktionsvorsitzende SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 

 



 

-VI-/-63- 
Az. 
 

(&) 
 

Vorlage Nr. 101.17.361  Kassel, 13. Februar 2012 
 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VII/2 "Heiligenröder Straße/Osterholzstraße" 
(Aufstellungsbeschluss) 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Christof Nolda 
 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Für den Geltungsbereich zwischen Heiligenröder Straße, Niestetalweg, Osterholz-straße und 
Steinbreite soll ein neuer Bebauungsplan aufgestellt werden. Zielsetzung der Neuaufstellung ist 
die Sicherstellung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung für ein Gewerbegebiet und ein 
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Baumarkt.“ 

 
 

Begründung: 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 19.01.2012 und 
13.02.2012 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1) und der Übersichtsplan mit eingezeichnetem Geltungsbereich 
(Anlage 2) sind beigefügt. 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 









 

-VI-/-63- 
Az. 
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Vorlage Nr. 101.17.364  Kassel, 13. Februar 2012 
 
 
 
Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/71 "Am Kranichholz" 
(Offenlegungsbeschluss) 
 
 
Berichterstatter/-in: Stadtbaurat Christof Nolda 
 
 

Antrag 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

„Dem Entwurf des Bebauungsplanes der Stadt Kassel Nr. VIII/71 ‚Am Kranichholz‘ wird 
zugestimmt. 
 
Der Geltungsbereich wird begrenzt im Osten durch die Straße ‚Am Kranichholz‘, im Norden durch 
die nördliche Grenze des Grundstückes am Kranichholz 12, im Süden durch das Wegeflurstück 
Gemarkung Niederzwehren, Flur 23, Flurstück 63, und im Westen durch eine gedachte Linie im 
Abstand von 55 m zur Straße ‚Am Kranichholz‘ hinter den Grundstücken Am Kranichholz 14 bis 
26 und der westlichen Grenze der Grundstücke Am Kranichholz von Flurstück 48 bis Flurstück 
45/1. 
 
Ziel und Zweck der Planung ist die Festsetzung einer Wohnbebauung westlich der Straße „Am 
Kranichholz“ in einer Bautiefe.“ 

 
 

Begründung: 
 
Dem Ortsbeirat Niederzwehren wurde die Vorlage zu seiner Sitzung am 09.02.2012 zur Kenntnisnahme 
vorgelegt. 
 
Die Bau- und Planungskommission und der Magistrat haben in ihren Sitzungen am 16.02.2012 und 
27.02.2012 der Vorlage zugestimmt. 
 
Die Erläuterung der Vorlage (Anlage 1), die Begründung (Anlage 2), die Festsetzungen durch Text 
(Anlage 3) sowie eine unmaßstäbliche Verkleinerung des Bebauungsplanentwurfs (Anlage 4) sind 
beigefügt. 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Bebauungsplan der Stadt Kassel Nr. VIII/71 „Am Kranichholz“ 
(Offenlegungsbeschluss) 
 
 
 

E r l ä u t e r u n g 
 
 
 
1. Ausgangssituation 
 
Die Straße Am Kranichholz im Ortsteil Niederzwehren zweigt südlich von der Korbacher 
Straße ab und erschließt das Wohngebiet „Im Lambert“ und „In der Hofstatt“. Bis zur 
Hausnummer 22A ist die Straße beidseitig angebaut. Die anschließenden Grundstücke lie-
gen im Außenbereich gem. § 35 Baugesetzbuch (BauGB) und sind zurzeit nicht bebaubar.  
 
Im Jahre 2006 hat die Stadtverordnetenversammlung beschlossen, für das Gebiet zwi-
schen der Korbacher Straße, der DB Neubautrasse, der Straße Am Kranichholz und bis 
zur Altenbaunaer Straße einen Bebauungsplan aufzustellen. Der überwiegende Teil der 
Fläche sollte als Wohnbauland entwickelt werden. 
 
Das anschließend in Auftrag gegebene Lärmgutachten kam zu dem Ergebnis, dass wegen 
zu hoher Lärmwerte, insbesondere in den Nachtzeiten, eine Wohnbebauung auf der ge-
samten Fläche nicht ausgewiesen werden kann. 
 
Der Aufstellungsbeschluss wurde daher am 8. Dezember 2008 wieder aufgehoben. 
 
Die Straße Am Kranichholz soll nun ausgebaut werden. Bei der Vorstellung der Straßen-
ausbaupläne durch das Straßenverkehrsamt im Ortsteil haben die Grundstückseigentümer 
ihren Unmut darüber zum Ausdruck gebracht, dass die Ausbaukosten der Straße nun auf 
weniger Grundstücke umgelegt werden würden. 
 
Aus wirtschaftlichen und auch städtebaulichen Gründen ist ein einseitiger Anbau von Er-
schließungsstraßen nicht sinnvoll. 
 
Deshalb hat die Stadtplanung in einem Gespräch mit dem Umwelt- und Gartenamt, Abtei-
lung Umweltschutz, die Ausschließlichkeit der Ausweisung von Wohngebieten in lärmbe-
lasteten Zonen hinterfragt.  
 
Auf Grund neuerer Rechtsprechung ist die Ausweisung von Wohnbauland in lärmbelaste-
ten Zonen unter bestimmten Voraussetzungen möglich. U. a. ist der Nachweis erforderlich, 
dass die Flächen in einem städtebaulichen Zusammenhang zu bestehenden Nutzungen 
stehen. 
Dieser Zusammenhang ist durch die Wohnbebauung auf der Ostseite der Straße Am Kra-
nichholz gegeben. 
 
In jedem Fall ist die Schaffung von Planungsrecht erforderlich.  
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2. Planungsziele 
 
Es ist beabsichtigt entlang der Westseite der Straße Am Kranichholz südlich der Haus-
nummern 22/22A bis zur Wegeparzelle, Gemarkung Niederzwehren, Flur 23, Flurstück 63 
eine Wohnbebauung in einem Allgemeinen Wohngebiet WA in einer Bautiefe planungs-
rechtlich abzusichern.  
 
Die Grundstücke sollen bis zu einer Tiefe von 50m Baugrundstücke werden. Die Wohnge-
bäude müssen unter Berücksichtigung von notwendigen Abständen und Vorgartenzonen 
so weit wie möglich von der Lärmquelle entfernt angeordnet werden. Die Gebäudestellung 
soll Lärm unbelastete Freiflächen gewährleisten. 
 
Der Bebauungsplan wird darüber hinaus genau Festsetzungen für den passiven Lärm-
schutz treffen. Darunter fällt z. B. die Anordnung von Schlafräumen zur Lärmquelle, die 
Ausrichtung der Freiflächen und die Verwendung lärmmindernder Baustoffe. 
 
 
3. Bisheriges Verfahren 
 
Der Vorentwurf des Bebauungsplanes wurde den Trägern öffentlicher Belange und den 
Ämtern in der Zeit vom 27.04.2011 bis 31.05.2011 zur Stellungnahme vorgelegt. 
 
Anregungen wurden überwiegend zu der aktuellen Lärmproblematik abgegeben. Die Fest-
setzungen zu passiven Lärmschutzmaßnahmen wurden daraufhin ergänzt und optimiert. 
 
Der Öffentlichkeit bzw. den interessierten Bürgern wurde durch öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanvorentwurfs in der Zeit vom 16.05.2011 bis einschließlich 27.05.2011 Gele-
genheit zur Einsichtnahme und Stellungnahme gegeben. 
 
Von Bürgern/Bürgerinnen wurden in dieser Zeit keine Anregungen abgegeben. 
 
   
   
   
gez.   
Flore   
   
 
Kassel, 20. Dezember 2011 
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Rathaus  
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 
 

Vorlage Nr. 101.17.366  Kassel, 14. Februar 2012 
 
 
 
Vorstellung der Theaterfinanzierung und Möglichkeiten der Einnahmeverbesserung 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Kultur 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 
Der Magistrat wird aufgefordert den Ausschussmitgliedern die Theaterfinanzierung 
vorzustellen. Zu diesem Gespräch soll auch Intendant Thomas Bockelmann und 
Geschäftsführer Frank Depenheuer eingeladen werden und das Bemühen und die 
Möglichkeiten des Theaters zur Einnahmeverbesserung vorstellen. 

 
 
 
 
  
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Marcus Leitschuh 
 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@cdu-fraktion-kassel.de
http://www.cdu-fraktion-kassel.de/
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Rathaus  
34112 Kassel 
Telefon 0561 787 1266 
Telefax 0561 787 7130 
E-Mail  info@cdu-fraktion-kassel.de 
Internet www.CDU-Fraktion-Kassel.de 
 

Vorlage Nr. 101.17.367  Kassel, 14. Februar 2012 
 
 
 
Einrichtung einer "Kassel-Galerie" für regionale Künstlerinnen und Künstler 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Kultur 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, ein Konzept zu entwickeln, wo und wie örtliche 
Künstlerinnen und Künstler, möglichst kostenneutral und unter Einwerbung von 
Sponsorengeldern, einen gemeinsamen Raum der Präsentation ihrer Kunst in Kassel 
bespielen können. Diese „Kassel Galerie“ könnte u. a. im Foyer des Rathauses oder in 
anderen öffentlichen Räumen eingerichtet werden. Möglich ist auch die Kooperation mit 
Firmen, Banken oder die Anmietung einer Ladenfläche in der Innenstadt. 

 
 

Begründung: 
 
Oberbürgermeister Bertram Hilgen zeigt erfolgreich in der Karl-Branner-Halle, welche Vielfalt 
regionale Künstlerinnen und Künstler haben, indem er Malerinnen und Maler zu 
Wechselausstellungen einlädt. In ähnlicher Weise brauchen auch andere Kunstschaffende 
(Plastik, Installation…) mehr Aufmerksamkeit, über die eigenen Galerien und Ausstellungen, 
Rundgänge etc. hinaus. Bisher ist z.B. im Kasseler Kunstverein und anderen Ausstellungsorten 
nur begrenzt die Möglichkeit. Deshalb wäre eine „Kassel-Galerie“ wünschenswert, als 
„Schaufenster“ für Künstlerinnen und Künstler aus Kassel. Da die finanziellen Mittel der Stadt 
begrenzt sind, könnte diese „Galerie“ in Kooperation mit freien Räumen und Flächen aus dem 
Bereich öffentlicher Einrichtungen und Gewerbetreibender (Foyer, Schaufenster) realisiert werden. 
Wichtig ist das öffentliche Signal, dass es einen zentralen, offiziellen Raum für derartige 
Wechselausstellungen gibt. Bei der Bewirtschaftung könnte mit bestehenden Kunsttreibenden, 
Galerien, Kulturwirtschaft kooperiert werden. 
 
  
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Marcus Leitschuh 
 
 
 
gez. Dr. Norbert Wett 
Fraktionsvorsitzender 

mailto:info@cdu-fraktion-kassel.de
http://www.cdu-fraktion-kassel.de/


 
 

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und 
B90/Grüne 
 

(&) 
 

 
Rathaus 
34112 Kassel 
 

Vorlage Nr. 101.17.371  Kassel, 14. Februar 2012 
 
 
 
Hessencampus 
 
 
 

Gemeinsamer Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert, über den aktuellen Stand des Hessencampus sowie über 
die weitere Beteiligung der Stadt Kassel nach Ablauf der Finanzierung Ende 2012 durch 
das Land Hessen im Ausschuss für Schule, Jugend und Bildung zu berichten. 

 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Anke Bergmann 
 
 
 
Uwe Frankenberger MdL Gernot Rönz 
Fraktionsvorsitzender SPD Fraktionsvorsitzender B90/Grüne 

 



 

-I-/-II-/-III-/-30-/ 20-/-70- 
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Vorlage Nr. 101.17.385  Kassel, 29. Februar 2012 
 
 
 
Satzung zur Änderung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen im Gebiet der 
Stadt Kassel (Straßenreinigungs- und -gebührensatzung) vom 16.12.1991 in der Fassung der 
Zwölften Änderung vom 04.10.2010 (Dreizehnte Änderung) 
 
 
Berichterstatter/-in: Bürgermeister Jürgen Kaiser 
 
 

Antrag 
 
 
Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Reinigung der öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel (Straßenreinigungs- und -
gebührensatzung) vom 16.12.1991 in der Fassung der Zwölften Änderung vom 04.10.2010 
(Dreizehnte Änderung) in der aus der Anlage zu dieser Vorlage ersichtlichen Fassung.“ 

 
 

Begründung: 
 
Seit dem Inkrafttreten der letzten Änderung der Satzung sind einige neue Straßen im Stadtgebiet fertig 
gestellt und gewidmet worden, die nunmehr in die Reinigung mit einbezogen werden sollen. Es handelt 
sich hierbei um die in Artikel 2 der Dreizehnten Änderung bezeichneten öffentlichen Straßen. Die 
Straßen sollen - dem Verschmutzungsgrad entsprechend - überwiegend in Reinigungsklasse 3 
(einmalige Reinigung in zwei Wochen) eingestuft werden. 
 
Die betreffenden Ortsbeiräte wurden zu den beabsichtigten Änderungen des Straßenverzeichnisses 
angehört und äußerten sich wie folgt: 
 
- Ortsbeirat Wolfsanger-Hasenhecke: 
Der Ortsbeirat Wolfsanger-Hasenhecke nimmt in seiner Sitzung vom 14.06.2011 zustimmend zur 
Kenntnis, dass die Straßen Kinderwiesenweg, Lohbergweg, Schmaler Weg und Ziegeleiweg mit 
Inkrafttreten der Satzung gereinigt werden.  
 
- Ortsbeirat Waldau: 
Der Ortsbeirat Waldau nimmt die Satzung in seiner Sitzung vom 06.06.2011 zur Kenntnis. 
 
- Ortsbeirat Unterneustadt: 
Der Ortsbeirat Unterneustadt fast in seiner Sitzung vom 21.06.2011 folgenden Beschluss: „Der 
Ortsbeirat Unterneustadt fordert den Magistrat auf, die Elisabeth-Selbert-Promenade in dem 
beschriebenen Abschnitt in die Satzung aufzunehmen.“. 
 
 
- Ortsbeirat Kirchditmold: 
Der Ortsbeirat Kirchditmold stimmt der Neuaufnahme des Frieda-Sichel-Weges in die Satzung zur 
Änderung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt Kassel in seiner 
Sitzung vom 07.07.2011 zu. 
 
- Ortsbeirat Südstadt: 
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Es erfolgte keine Rückmeldung innerhalb der Anhörungsfrist; die Anhörung gilt als beendet (§ 7 Abs. 2 
Satz 2 der Geschäftsordnung für die Ortsbeiräte in der Stadt Kassel). 
 
- Ortsbeirat Fasanenhof: 
Es erfolgte keine Rückmeldung innerhalb der Anhörungsfrist; die Anhörung gilt als beendet (§ 7 Abs. 2 
Satz 2 der Geschäftsordnung für die Ortsbeiräte in der Stadt Kassel). 
 
Die Betriebskommission des Eigenbetriebes Die Stadtreiniger Kassel hat der Satzungsänderung in der 
vorgelegten Form in ihrer Sitzung vom 25.05.2011 zugestimmt. 
 
Der Magistrat hat die Vorlage in seiner Sitzung vom 29.08.2011 beschlossen. 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 



           7.14.13 
 
 
 

SATZUNG 
 

zur Änderung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen im Gebiet der 
Stadt Kassel (Straßenreinigungs- und -gebührensatzung) vom 16.12.1991 in der 

Fassung der Zwölften Änderung vom 04.10.2010 
 

(Dreizehnte Änderung) 
 

vom 
 
Aufgrund der §§ 5, 19, 20, 50, 51 Ziffer 6, 93, Abs. 1, 115 Abs. 1 der Hessischen 
Gemeindeordnung in der Fassung vom 01.04.2005 (GVBl. I, S. 142), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24.03.2010 (GVBl. I, S. 119), der §§ 1, 2, 3, 4, 10 des Gesetzes über 
kommunale Abgaben vom 17.03.1970 (GVBl. I, S. 225), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
31.01.2005 (GVBl. I, S. 54), und aufgrund der Vorschriften des Hessischen 
Straßengesetzes vom 09.10.1962 (GVBl. I, S. 427) in der Fassung vom 08.06.2003 (GVBl. 
I, S.166), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.12.2007 (GVBl. I, S. 851, 854) hat die 
Stadtverordnetenversammlung d er Stadt Kassel in ihrer Sitzung am … folgende Satzung 
zur Änderung der Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen im Gebiet der Stadt 
Kassel (Straßenreinigungs- und -gebührensatzung) in der Fassung der Zwölften Änderung 
vom 04.10.2010 (Dreizehnte Änderung) beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 

§ 2 Abs. 2 der Satzung wird wie folgt formuliert: 
 
„(2) Rechte und Pflichten gemäß Abs. 1 bestehen, abgesehen von den Eigentümern, für 
Wohnungseigentümer nach den Vorschriften des Wohnungseigentumsgesetzes vom 
15.03.1951 (BGBl. I S. 175, ber. S. 209), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.03.2007 
(BGBl. I S. 370), sowie für die wirtschaftlichen Eigentümer nach § 39 Abgabenordnung, 
ferner für Wohnungsberechtigte nach § 1093 BGB und für diejenigen zur Nutzung oder zum 
Gebrauch der Grundstücke dinglich Berechtigten, denen nicht nur eine Grunddienstbarkeit 
oder eine persönliche Dienstbarkeit zusteht.“ 

 
 

Artikel 2 
 

(1) Das gemäß § 1 Abs. 2 der Straßenreinigungs- und -gebührensatzung einen Bestandteil 
dieser Satzung bildende Straßenverzeichnis wird um folgende Straßen ergänzt: 
 

- Am Auestadion 
- E.T.A.-Hoffmann-Straße 
- Frieda-Sichel-Weg 
- Hänsel-und-Gretel-Weg 
- Kinderwiesenweg 
- Lohbergweg 
- Schmaler Weg 
- Ziegeleiweg 
 

Die vorgenannten Straßen werden jeweils in die Reinigungsklasse 3 eingestuft. 
 



(2) Betreffend die Straße „George-Stephenson-Straße“ wird das Straßenverzeichnis wie 
folgt konkretisiert: 
 
„ George-Stephenson-Straße soweit auf Fuldabrücker Gebiet liegend, außerhalb des 
Stadtgebietes Kassel“ 
 
(3) Betreffend die Straße „Elisabeth-Selbert-Promenade“ wird das Straßenverzeichnis wie 
folgt konkretisiert: 
 
„Elisabeth-Selbert-Promenade entlang der Fulda vom Zollmauerpark bis zur Bettenhäuser 
Straße, von der Bädergasse unter der Fuldabrücke hindurch bis zur Mühlengasse sowie von 
der Wallstraße bis zur Salztorstraße“. 
 

 
 

Artikel 3 
 
Der Magistrat wird ermächtigt, die Straßenreinigungssatzung in der nach dieser Änderung 
geltenden Fassung neu bekannt zu machen. 
 
 

Artikel 4 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Kassel,  
 
Stadt Kassel - Der Magistrat 
 
 
 
Bertram Hilgen 
Oberbürgermeister 
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Nahversorgung sichern, nicht-integrierte Standorte stoppen 
 
 
 

Antrag 
 

zur Überweisung in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und 
Verkehr 

 
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 

Der Magistrat wird aufgefordert bis zum April 2013 für das Gebiet der Stadt Kassel ein 
Konzept zur Sicherung der Zentralen Versorgungsbereiche der Innenstadt und der 
Stadtteile im Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr vorzustellen. 
Das Konzept soll qualitativ ausreichend sein, um die Zentralen Versorgungsbereiche 
flächenscharf auszuweisen und zu sichern. Die Ausweisung von Einzelhandelsflächen an 
nicht-integrierten Standorten, die negative Auswirkungen auf die Zentralen 
Versorgungsbereiche haben, soll damit ausgeschlossen werden.  

 
 

Begründung: 
 
An vielen Stellen in der Stadt sind in den letzten 40 Jahren Einzelhandelsflächen außerhalb der 
gewachsen Stadtteilzentren entstanden und zugelassen worden. Die fußläufigen und mit dem 
Öffentlichen Nahverkehr gut erreichbaren Einzelhandelsgeschäfte in den Stadtteilzentren sind 
massiv im Rückzug oder schon verschwunden. Stattdessen gibt es an gut mit dem Auto 
erreichbaren Stellen immer neue und immer größere Einzelhandelsläden, oft am Rand der 
Stadtteile hinter riesigen, öden Parkplätzen gelegen und in schlechter Architektur.   
Die Stadtverordneten und der Magistrat können mit der Ausweisung Zentraler 
Versorgungsbereiche die Möglichkeit des Baugesetzbuches nutzen, um die Nahversorgung zu 
sichern und wiederherzustellen. 
Parallel dazu ist es notwendig, Initiativen zu ergreifen, um die Sicherung und Entwicklung der 
Zentralen Versorgungsbereiche im Zweckverband Raum Kassel flächendeckend und flächenscharf 
abzustimmen und vorzunehmen. 
 
Mehr Informationen: 
BUNZEL A., JANNING H., KRUSE S., KÜHN G.(2009): Erhaltung und Entwicklung zentraler 

Versorgungsbereiche  Difu-Arbeitshilfen, 260 S., ISBN: 978-3-88118-462-5 
 
http://www.difu.de/publikationen/2009/erhaltung-und-entwicklung-zentraler-

versorgungsbereiche.html 
 
Hinweis auf den rechtlichen Rahmen: 
BauGB §1 (6) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu berücksichtigen: 

mailto:buero@spd-fraktion-kassel.de
http://www.difu.de/publikationen/difu-arbeitshilfen.html
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4. die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und der Umbau vorhandener Ortsteile 
sowie die Erhaltung und Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche, 
BauGB § 9 (2a) Für im Zusammenhang bebaute Ortsteile (§ 34) kann zur Erhaltung oder 
Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche, auch im Interesse einer verbrauchernahen 
Versorgung der Bevölkerung und der Innenentwicklung der Gemeinden, in einem Bebauungsplan 
festgesetzt werden, dass nur bestimmte Arten der nach § 34 Abs. 1 und 2 zulässigen baulichen 
Nutzungen zulässig oder nicht zulässig sind oder nur ausnahmsweise zugelassen werden können; 
die Festsetzungen können für Teile des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
unterschiedlich getroffen werden. Dabei ist insbesondere ein hierauf bezogenes städtebauliches 
Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 zu berücksichtigen, das Aussagen über die 
zu erhaltenden oder zu entwickelnden zentralen Versorgungsbereiche der Gemeinde oder eines 
Gemeindeteils enthält. In den zu erhaltenden oder zu entwickelnden zentralen 
Versorgungsbereichen sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für Vorhaben, die diesen 
Versorgungsbereichen dienen, nach § 30 oder § 34 vorhanden oder durch einen Bebauungsplan, 
dessen Aufstellung förmlich eingeleitet ist, vorgesehen sein. 

BauGB § 34 Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile 

(3) Von Vorhaben nach Absatz 1 oder 2 dürfen keine schädlichen Auswirkungen auf zentrale 
Versorgungsbereiche in der Gemeinde oder in anderen Gemeinden zu erwarten sein. 

 
 
Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Norbert Domes 
 
 
 
gez. Norbert Domes 
Fraktionsvorsitzender 
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